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Eröffnung,
Begrüßung

Doris Michel,
Kreissprecherin der VVN-BdA
Duisburg
Liebe Freunde und
Freundinnen,

Liebe Kameradinnen und
Kameraden,

liebe antifaschistische Mitstrei-
terinnen und Mitstreiter,

ich freue mich, dass ihr so zahl-
reich nach Duisburg gekommen
seid und möchte an dieser
Stelle die Referentinnen und
Referenten unseres Kongres-
ses herzlich begrüßen im �In-
ternationalen Zentrum� der
Duisburger Volkshochschule,
die uns freundlicherweise die-
sen Saal zur Verfügung gestellt
hat.

Ich begrüße
 Dr. Ulrich Schneider,

Generalsekretär der FIR �
Internationale Föderation der
Widerstandskämpfer,
Bundessprecherkreis der
VVN-BdA

 Roman Franz, Sprecher des
Landesverbandes Deutscher
Sinti und Roma NRW

 Jörg Detjen,
Fraktionssprecher DIE LINKE
im Rat der Stadt Köln

 Düzgün Altun,
Bundesvorstand von DIDF,
(Föderation demokratischer
Arbeitervereine)

Das Motto der 29. Landeskon-
ferenz heißt:
Internationale Solidarität ge-
gen nationalen Kleingeist.
Das heißt, Antifaschismus ist
nicht nur gegen den Faschis-
mus, sondern auch für eine so-
lidarische neue Gesellschaft, in
der alle Menschen ohne Ras-
sen- und Fremdenhass, Verfol-
gung und Krieg in Frieden
leben können.
Als ich im November 2009
hierher kam, um über den Saal
zu sprechen, ahnte ich nicht,
dass unsere Konferenz eine di-

rekte Gegenveranstaltung zu
den geplanten Aufmärschen
von NPD und pro NRW am
27. und 28 März in Duisburg
sein wird. Ich möchte der Dis-
kussion nicht vorgreifen, aber:
Aktuell ist Duisburg das Ziel
neofaschistischer Aktivitäten.
Der relativ hohe Anteil von
Einwanderern in einigen Duis-
burger Stadtteilen scheint für
Neonazis der ideale Nährboden
für ihre Propaganda zu sein. In
Duisburg soll die Strategie aus-
probiert werden. Hier soll die
Bevölkerung mit Vorurteilen
verunsichert und gegeneinan-
der aufgewiegelt werden: Deut-
sche gegen Ausländer, der
Migrant als Feind, als kulturel-
les U-Boot und als religiöser
Usurpator soll entlarvt, als
Hartz IV-Schmarotzer und
�Kindergeldabgreifer� denun-
ziert werden. �Abendland in
Christenhand� fordert pro NRW,
die NPD fordert Sicherheit statt
Islamisierung, Bildung statt Mo-
scheen. In dem Aufruf des
Bündnisses �Duisburg stellt
sich quer� heißt es:
Vorurteile und Ängste
Die rassistische Hetze von pro
NRW und NPD zielen darauf
ab, die Vorurteile und Ängste
gegenüber Menschen islami-
schen Glaubens für ihre Ziele
zu nutzen. Dabei greifen sie ei-
ne antiislamische Debatte auf,
welche aus der Mitte der Ge-
sellschaft angestoßen wird.�
Warum Mitte der Gesell-
schaft?
Der scheinbare gesellschaftli-
che Konsens, dass nur derjeni-
ge ein anerkanntes Mitglied der
Gesellschaft sei, der selbst
�Leistung� erbringe (Leistung
soll sich lohnen), der keine
�staatlichen Transferleistungen�
(wie es im Politjargon heißt und
als ob sie ein Almosen wären)
erhält, der nicht alt, schwach,
krank, behindert oder durch
seine Herkunft aussortiert ist,
dieser Konsens wird täglich in
der Bildzeitung und anderen
Medien kolportiert, wird in ab-
geschwächter oder verschärfter
Form in Wahlkampfreden als

�Lösung gesellschaftlicher
Probleme� verkauft.

Diese Haltung ist der Spiegel
der Profitorientierung unseres
Gesellschaftssystems. Wer o-
der was nichts �bringt�, wird
aussortiert. Auf die neofaschis-
tische Spitze getrieben: ver-
nichtet.

Hauptpotential in der gesell-
schaftlichen Mitte
In mehreren soziologischen
Untersuchungen (z.B. Heit-
meyer) wurde zwar versucht
nachzuweisen, dass neonazis-
tische Gesinnungen ein Prob-
lem gesellschaftlicher
Randgruppen und so genannter
bildungsferner Schichten sei.
Aber: Jedes Mal stellte sich
heraus, dass Jugendliche ohne
Perspektive, die aus gestörten
Elternhäusern kommen, zum
Teil anfällig für die Parolen und
Aktionen neonazistischer Ka-
meradschaften sein können.
Das Hauptpotential für deren
Anhänger und Mitglieder jedoch
in der so genannten gesell-
schaftlichen Mitte oder in der
herrschenden Klasse zu finden
ist. Diese Menschen haben e-
litäres Gedankengut. Ihr Welt-
bild definiert sich in der
Abgrenzung zu den Geringver-
dienern, Minijobbern, Arbeitslo-
sen und Einwanderern und
sonstigen sozial Schwachen,
den Verlierern. In einem so
durch Kampf geprägten Welt-
bild geht es um Sieger und
Verlierer, um Führer und Ge-
folgschaft.

Wahlkampf mit antiislami-
scher Stimmungsmache
pro NRW und NPD wollen in
den Landtag einziehen. Sie
machen beide Wahlkampf mit
antiislamischer Stimmungsma-
che. Der Erfolg der Schweizer
Anti-Minarett-Kampagne beflü-
gelt Pro NRW, eine angebliche
Bürgerbewegung mit Füh-
rungskräften aus dem braunen
Lager. Der Landesvorsitzende
Markus Beisicht, vor vielen Jah-
ren Funktionär der Deutschen
Liga für Volk und Heimat, e-
benso Pro-Deutschland-Chef
Manfred Rouhs: Ex-Deutsche
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Liga für Volk und Heimat, Ex-
NPD-Mitglied, Tobias Nass, der
neue Direktkandidat für die
Landtagswahl aus Solingen.
Beim letzten Mal war er noch
für die NPD angetreten (Dar-
über werden wir sicher noch
etwas in der Konferenz hören).
Sie kamen nicht durch
Pro NRW will einen Stermarsch
zur Moschee in Marxloh veran-
stalten, die NPD nach 5 Jahren
noch einmal versuchen, durch
Marxloh und Hamborn zu mar-
schieren.

Das ist ihnen im Jahr 2005
nicht gelungen: es waren ein-
fach zu viele Bürger dieser
Stadtviertel auf der Straße. Sie
kamen nicht durch. Das sollen
sie auch diesmal nicht.

Gegen diese erneuten Angriffe
neofaschistischer Kräfte haben
sich in Duisburg Bündnisse ge-
bildet. Das Marxloher Bündnis in
dem Stadtteil, der direkt betroffen
ist und �Duisburg stellt sich quer�
als übergreifendes Bündnis.
Wir sind stolz auf diese Bünd-
nisse, aber es zeigen sich auch
gewisse Schwächen: Viele ver-
schiedene Initiativen machen
mobil, die Aktionen laufen zum
Teil nebeneinander her, die
Abgrenzung voneinander ist
wichtiger als die Aktionseinheit
gegen die Neonazis, die so
notwendig für den Erfolg unse-
rer Gegenaktionen ist (siehe
Dresden).

Ich wünsche mir, dass diese
Konferenz dazu beiträgt, in viel-
leicht auch kontroversen Diskus-
sionen, den gemeinsamen
Kampf gegen die menschenver-
achtende, rassistische und ge-
walttätige Ideologie des
Faschismus zu stärken, ich wün-
sche mir, dass sich alle, die hier
sind, in dem Ziel einig werden,
diese erneuten Provokationen
neonazistischer Organisationen
zu verhindern und dafür Diffe-
renzen zurückzustellen.

Nie wieder Faschismus!
Nie wieder Krieg!

Vielen Dank
Doris Michel

Antifaschismus war und
ist international

Dr. Ulrich Schneider,
Generalsekretär der Internatio-
nalen Föderation der Wider-
standskämpfer (FIR) � Bund der
Antifaschisten
Mir ist die Aufgabe gestellt wor-
den, die internationale Dimensi-
on unserer antifaschistischen
Arbeit für heute zu skizzieren.
Wenn ich nun das erweiterte
Motto der heutigen Veranstaltung
�Wie weiter nach Dresden?� be-
ziehungsweise �NPD und Pro
NRW - Aufmarsch blockieren�
betrachte, dann kann ich nur sa-
gen, dass auch hier das Thema
meines Einführungsbeitrags ab-
solut passend ist.

Schon im vergangenen Jahr
wurde der breite gesellschaftliche
Widerstand gegen den Naziauf-
marsch nicht nur aus Deutsch-
land, sondern international
unterstützt. Unsere Organisation,
die Internationale Föderation der
Widerstandskämpfer (FIR) und
das Netzwerk UNITED haben im
Vorfeld der �Geh-Denken�-
Aktionen sich aktiv in die politi-
sche Auseinandersetzung und
Mobilisierung eingebunden. Ver-
treter beider Organisationen
sprachen am 14. Februar 2009
auf den Auftaktkundgebungen.

Widerstand gegen Naziprovo-
kationen eine internationalisti-
sche Kraft
Unter den Teilnehmenden der
Proteste und Blockadeaktionen
waren Antifaschisten aus Polen,
Tschechien, Ungarn, Österreich,
selbst aus Dänemark und Groß-
britannien. Damit wurde unter-
strichen, dass Widerstand gegen
Naziprovokationen bis heute eine
internationalistische Kraft ist.

Dieses Prinzip galt bereits im an-
tifaschistischen Widerstand sel-
ber, in der Geschichte der
internationalen Dachorganisation
FIR und gilt nicht zuletzt im anti-
faschistischen Handeln heute.

Ich möchte dies an einigen
Punkten aus historischer Per-

spektive und mit Hinweis auf
heutige Auseinandersetzungen
erläutern:
1. Es war schon in den dreißi-
ger Jahren eine Grundüberzeu-
gung der Organisationen der
Arbeiterbewegung, die die
Hauptlast des antifaschistischen
Kampfes trugen, dass politisches
Handeln für Demokratie, Freiheit
und Menschenrechte nicht an
den nationalen Grenzen halt ma-
chen oder gar zu Lasten von
Menschen und Völkern anderer
Nationen durchgesetzt werden
kann. Diese Erkenntnis einte alle
Richtungen, sie galt gleicherma-
ßen für sozialdemokratische und
kommunistische Organisationen
der Arbeiterbewegung.

Antifaschistischer Internatio-
nalismus eine existenzielle
Notwendigkeit
Während konservative Staats-
und Regierungschefs mit �Ap-
peasement�-Politik auf die impe-
riale Ausdehnung des deutschen
und italienischen Faschismus
reagierten, verstanden auch de-
mokratische Kräfte im Bürger-
tum, dass antifaschistischer
Internationalismus eine existen-
zielle Notwendigkeit des Han-
delns gegen die nationalistische
und chauvinistische Ideologie der
jeweiligen faschistischen Herr-
schaft, ob in Deutschland, Italien,
Spanien, Bulgarien oder in ande-
ren Ländern, war. Denn faschis-
tische Ideologie und Politik
entwickelte sich wegen ihrer im-
perialistischen Expansions- und
Herrschaftspläne zu einer direk-
ten Bedrohung nicht nur für die
Nachbarstaaten. Sie konnte nur
im gemeinsamen Kampf aller
von diesen Regimen bedrohten
Länder und Völker bekämpft
werden. Daraus ergab sich ganz
originär eine Zusammenarbeit
über Ländergrenzen hinweg.

Zusammenarbeit der Völker
Dabei hatte die Zusammenarbeit
im antifaschistischen Handeln
wenig zu tun mit dem klassi-
schen Koalitions- und Beistands-
paktdenken der herrschenden
Eliten der jeweiligen Staaten. Es
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war vielmehr aus den Erfahrun-
gen der Antifaschisten eine Zu-
sammenarbeit der Völker, die
sich auch in praktischer Solida-
rität mit den Verfolgten und im
antifaschistischen Handeln aus-
drückte. Dazu gehörte im beson-
deren Maße die Hilfe für
Verfolgte und Exilanten oder die
Unterstützung von Widerstands-
gruppen bei der grenzüber-
schreitenden antifaschistischen
Arbeit. Und wo wir hier in Duis-
burg sind, möchte ich besonders
die Rolle der Internationalen
Transportarbeiter Föderation
(ITF) unterstreichen, die sich im
grenzüberschreitenden Handeln
zwischen Holland, Belgien und
Nazi-Deutschland bei der Ret-
tung von Verfolgten und beim
illegalen Transport von Druck-
schriften hervorgetan hat.

Der Internationalismus formte
sich in den Internationalen
Brigaden
Antifaschismus als Internationa-
lismus zeigte sich besonders
deutlich im Kampf gegen die Be-
drohung der Spanischen Repu-
blik durch den faschistischen
Putsch von General Franco. Hier
formte sich der Internationalis-
mus in den Internationalen Bri-
gaden, die � gegen die
vorgebliche Nichtein-
mischungshaltung der West-
mächte � praktische Solidarität
mit der bedrohten Republik üb-
ten. Die Kraft der internationalen
Solidarität vermochte es, den fa-
schistischen Vormarsch mehrere
Monate erfolgreich aufzuhalten.
Viele Antifaschisten aus allen eu-
ropäischen Ländern, aus Paläs-
tina oder den Vereinigten
Staaten zogen mit dem Be-
wusstsein nach Spanien und
reihten sich dort ein in die Inter-
brigaden. Ich möchte an dieser
Stelle an den Duisburger Künst-
ler Heinz Kiwitz erinnern, der als
junger Mann 1938 in der Ebro-
Schlacht in den Reihen der In-
terbrigaden starb. Sie alle wollten
damit nicht nur Franco stoppen,
sondern indirekt auch der fa-

schistischen Bedrohung in ihrem
eigenen Land entgegentreten.

Und nicht nur in Spanien lebte
der Internationalismus. Die Teil-
nahme von Antifaschisten aus
vielen Ländern in den Reihen der
Armeen der Anti�Hitler�Koalition,
in der Résistance und im bewaff-
neten Widerstand anderer Län-
der war ein sichtbares Zeichen
für diese Gemeinsamkeit der an-
tifaschistischen Idee über Gren-
zen, Nationen und Völker
hinweg. Erwähnt sei an dieser
Stelle nur die Beteiligung von
Angehörigen vieler Nationalitäten
am Slowakischen Nationalauf-
stand 1944 oder am Aufstand in
Paris zur Befreiung der Stadt.
Unser Kamerad Peter Gingold �
die meisten von euch kannten
ihn, den jüdischen Antifaschisten
und Kommunisten � gehörte
damals zu den Deutschen in der
Resistance, die an der Befreiung
von Paris mitgewirkt hatten.

Selbstbefreiung der Häftlinge
am 11. April 1945
Eine besondere Bedeutung er-
hielt der internationalistische
Charakter des antifaschistischen
Widerstandes in den Konzentra-
tionslagern. Hier ging es darum,
durch die illegale vertrauensvolle
Zusammenarbeit von deutschen
und ausländischen Häftlingen ein
gemeinsames Überleben zu si-
chern. Dies war schwerer als in
den Zeiten der Illegalität, da in
den KZs nicht nur politisch klar
denkende Häftlinge eingesperrt
waren. Umso wichtiger war es für
das Überleben aller Häftlinge,
auch unter diesen Bedingungen
Solidarität und Internationalismus
zu praktizieren. In fast allen grö-
ßeren Lagern bildeten sich kon-
spirativ internationale
Häftlingskomitees, in Buchen-
wald, Dachau, Mauthausen,
Sachsenhausen, selbst in
Auschwitz. Willy Schmidt, Duis-
burger Gewerkschafter und
Jungkommunist war Mitglied in
dieser illegalen Lagerorganisati-
on im KZ Buchenwald. Er schuf
gemeinsam mit seinen Kamera-
den die Voraussetzungen für die

Selbstbefreiung der Häftlinge am
11. April 1945. Und wenn wir in
diesem Jahr auf dem Ettersberg
den 65. Jahrestag der Selbstbe-
freiung begehen, dann erinnern
wir insbesondere an diese Häft-
linge aus Deutschland und ande-
ren Ländern, die das Überleben
von über 21.000 Gefangenen
ermöglicht haben.
Vermächtnis aller Überleben-
den des KZ Buchenwald
Und es war nur konsequent,
dass die befreiten Häftlinge des
Lagers am 19. April 1945 einen
gemeinsamen Schwur sprachen,
der bis heute das Vermächtnis
aller Überlebenden des KZ Bu-
chenwald ist, aus welchem Land
auch immer sie kommen.

�Die Vernichtung des Nazismus
mit seinen Wurzeln ist unsere
Losung, der Aufbau einer neuen
Welt des Friedens und der Frei-
heit ist unser Ziel!�
Vergleichbar dem Schwur von
Buchenwald wurden in diesen
Monaten in vielen Haftstätten
ähnliche Verpflichtungen in dem
Bewusstsein formuliert, dass die
Gemeinsamkeit des Handelns
der antifaschistischen Kräfte die
Grundlage für einen antifaschis-
tisch�demokratischen Neube-
ginn in Europa sein würde.
2. Und wieder zeigte der anti-
faschistische Internationalismus
seine Lebendigkeit:

Als deutlich wurde, dass es im
Nachkriegseuropa erstzuneh-
mende Tendenzen der Restau-
ration und der reaktionären
Umorientierung geben würde,
bewies sich der antifaschistische
Internationalismus in der Grün-
dung der Dachorganisationen
der Kämpfer gegen den Fa-
schismus, der Verfolgten und
Opferverbände � erst in der
Gründung der FIAPP (Föderation
ehemaliger politischer Gefange-
ner), später in der Gründung un-
serer Organisation, der
Internationalen Föderation der
Widerstandskämpfer (FIR).
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Internationale Zusammenar-
beit erweist sich als wirksame
politische Kraft
Und diese internationale Zu-
sammenarbeit erweist sich seit
annähernd 60 Jahren als wirk-
same politische Kraft, sei es in
der Verfolgung von Nazi- und
Kriegsverbrecher, sei es in der
Verteidigung der sozialen und
gesellschaftlichen Rechte der
Verfolgten des Naziregimes, sei
es in der Solidarität mit antifa-
schistischen Kräften in verschie-
denen Ländern, die erneut
Repressionen ausgesetzt waren,
wie zum Beispiel die damals vom
Verbot bedrohte VVN-BDA. Die
internationale Solidarität zeigte
sich im gemeinsamen Handeln
gegen SS-Traditionsverbände
und das Wiederaufkommen alt-
und neofaschistischer Parteien
und Gruppen, ein Thema, das
insbesondere in den baltischen
Ländern und anderen osteuro-
päischen Staaten bis heute auf
der Tagesordnung steht.

Die Nelkenrevolution
Zu den internationalistischen
Handlungsfeldern der FIR und
ihrer Mitgliedsorganisationen ge-
hörte die politische Solidarität mit
allen Kämpfern gegen faschisti-
sche Regime, sei es im Spanien
von Franco oder im Portugal von
Salazar. Und ich erinnere mich
wie heute, als vor über 35 Jahren
das Lied �Grandola, Villa More-
na� die Nelkenrevolution und den
Sturz des Salazar-Regimes ein-
läutete. Auch das Obristen-
Regime in Griechenland hatte
keinen Bestand. Selbst die mit
US-Hilfe etablierte Pinochet�
Diktatur in Chile brach unter dem
gemeinsamen Widerstand der
Völker zusammen.

3. Und so, wie Internationalis-
mus zur Tradition antifaschisti-
schen Handelns gehört, so ist
Internationalismus auch heute
Teil unserer Politik:

Gemeinsames Handeln
Dabei kämpfen wir heute glückli-
cherweise nicht gegen faschisti-
sche Regime an der Macht. Aber

das gemeinsame Handeln gegen
die sich zunehmend international
vernetzenden Kräfte des Neo-
faschismus und Geschichtsrevi-
sionismus ist eine große Aufgabe
der antifaschistischen Kräfte in
der FIR und gemeinsam mit an-
deren antifaschistischen Struktu-
ren. Dazu gehören:
 die aktive Mitwirkung an den

Protesten gegen die rassisti-
schen Provokationen von pro-
Köln mit dem geplanten Anti-
Islam-Kongress 2008,

 die Mobilisierung von Men-
schen gegen Naziaufmärsche
zum 13. Februar in Dresden
wie in den vergangenen bei-
den Jahren,

 die Unterstützung der antifa-
schistischen Proteste gegen
die zunehmenden Aktivitäten
von neofaschistischen und ex-
trem-rechten Gruppen und Or-
ganisationen in Ungarn. In
Budapest planen faschistische
Gruppen am 6. März 2010 �
getarnt als Wahlkampfveran-
staltung � einen internationalen
Naziaufmarsch zum �Tag der
Ehre� und ein Konzert mit Mu-
sikgruppen aus dem Blood &
Honour�Netzwerk.

Auch hier ist zivilgesellschaftli-
cher und internationaler Wider-
stand gefragt.

Doch der Internationalismus an-
tifaschistischer Politik beweist
sich nicht allein im Protest gegen
das Wiederaufleben neofaschis-
tischer Gruppen und Ideologien
und in der Solidarität mit Völkern
und Menschen, die in anderen
Ländern von Faschismus und
Rassismus bedroht werden. Zu
diesem Internationalismus gehört
in allen Ländern auch der prakti-
sche Antirassismus. Dabei sind
diese Aufgaben in den verschie-
denen Ländern unterschiedlich.

Gegen rassistische Ausgren-
zungen wehren
In Regionen, die durch eine hohe
Arbeitsmigration geprägt sind,
kommt es darauf an, den ge-
meinsamen politischen und ge-
sellschaftlichen Kampf mit den

Organisationen der Migranten zu
führen, sich gegen rassistische
Ausgrenzungen zu wehren, bei-
spielsweise gegen den dumpfen
Antiislamismus von Neonazis
und Rechtspopulisten, wie er bei
den geplanten Provokationen
von NPD und pro NRW Ende
März vor der Moschee in Duis-
burg�Marxloh sichtbar wird.
In einigen Regionen Osteuropas
sind besonders Angehörige der
Sinti und Roma bedroht und
ausgegrenzt. In anderen Ländern
sind es Menschen mit dunkler
Hautfarbe oder sogenannte �Ille-
gale�, Menschen ohne Papiere �
�sans papiers�, wie es im Fran-
zösischen heißt, die unsere Soli-
darität benötigen.

Humanismus in Aktion
Unser Antirassismus beweist
sich in unserem Eintreten für
Opfer rassistischer Justiz-
Entscheidungen, wie im Falle
von Mumia Abu-Jamal oder der
�Cuban five�. Indem wir nicht
nachlassen in unseren Protesten
verhindern wir, dass diese Ver-
folgten in Vergessenheit geraten.
Hier erweist sich antifaschisti-
scher Internationalismus als
�Humanismus in Aktion�, geht es
doch darum, das Recht eines je-
den Menschen auf Würde und
körperliche Unversehrtheit zu
verteidigen.

Antifaschismus ist eine internati-
onalistische Kraft damals, heute
und morgen, denn unser Interna-
tionalismus ist auch ein Gegen-
entwurf zur Politik der extremen
Rechten.

Solidarität ist die Zärtlichkeit
der Völker
Che Guevara formulierte einmal
so eindrucksvoll: �Solidarität ist
die Zärtlichkeit der Völker� � unser
internationalistischer Antifaschis-
mus ist diese Zärtlichkeit, gepaart
mit der Erfahrung des gemeinsa-
men Handelns im Widerstand,
der Kraft und Stärke des gemein-
samen Kampfes gegen dumpfen
Nationalismus, Chauvinismus und
Rassismus heute.

Dr. Ulrich Schneider



29. Landesweite Konferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen in NRW
27. Februar 2010 Duisburg

7

Statement 1:
Das neue Gesicht der
Regierungen
Einerseits Integrations-
versprechen - anderer-
seits brutale Abschieb-
ungen, z.B. der Roma in
den Kosovo

Roman Franz,
Landesverband Deutscher Sinti
und Roma NRW
Die Situation der Roma, die oft
schon vor 10, 15 und mehr Jah-
ren als Bürgerkriegsflüchtlinge
und als Opfer von Gewalt und
Vertreibung zu uns gekommen
sind, findet nicht mehr viel öf-
fentliches Interesse. Die letzten
größeren Protestaktionen, mit
denen die Forderungen nach
einem Bleiberecht und auch die
oft schlimmen Lebensbedin-
gungen der Zuflucht Suchen-
den öffentlich wurden, sind
lange her.

Es gibt � und das ist anzuer-
kennen � an manchen Orten
sehr engagierte Unter-
stützerkreise und es gibt Orga-
nisationen und Netzwerke, die
nach wie vor ihre Stimme erhe-
ben. Den betroffenen Men-
schen nimmt das jedoch leider
nicht ihre Angst vor dem jeder-
zeit möglichen Zugriff der Be-
hörden und nicht ihre täglichen
Existenzsorgen. Jeder Einzelne
bleibt ihnen letztlich ausgelie-
fert, solange es nicht endlich
eine wirkliche Bleiberechts-
Regelung gibt. Dazu ist in vier
Punkten zu skizzieren:

1. Zur aktuellen Situation der
Roma-Flüchtlinge bei uns

Nach unseren Schätzungen le-
ben derzeit in Nordrhein-
Westfalen zirka 25.000 Roma
mit nicht-deutscher Nationalität.
Nur etwa ein Drittel dieser
Menschen verfügt über eine
Aufenthalts- bzw. Niederlas-
sungserlaubnis, die ihnen Ar-
beit, gesellschaftliche Teilhabe
und Integration ermöglicht.
Ungefähr 16.000-17.000 Ange-
hörige der Roma in NRW sind

als �geduldete Flüchtlinge� hier.
In ganz Deutschland leben
schätzungsweise 50.000 Ro-
ma-Flüchtlinge, davon sind
20.000 Kinder und Jugendliche.

Die Zahlen in Veröffentlichun-
gen weisen erhebliche
Schwankungen auf. Das beruht
zum einen darauf, welche Ziel-
gruppen die jeweiligen Instituti-
onen wie Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge
(BAMF), Innenministerien und
Kommunen erfassen und wie
systematisch sie das tun. Zum
anderen beruht es darauf, dass
die Angabe einer besonderen
ethnischen Zugehörigkeit in der
Regel gar nicht erfasst wird
bzw. nicht erfasst werden darf.
In Aufenthaltsverfahren ist das
inzwischen anders, weil dabei
die Zugehörigkeit zu einer Min-
derheit natürlich von erhebli-
cher Bedeutung sein kann.

Ein Grundsatz in Bezug auf die
Darstellung und den Umgang
mit deutschen wie nicht-
deutschen Sinti oder Roma ist:

Man kann und darf nicht pau-
schalisieren � auch nicht im
Hinblick auf eine vermeintlich
klare Gruppe, wie eben Roma-
Flüchtlinge. Es gibt nicht  d i e
Roma und auch nicht  d i e
Roma-Flüchtlinge. Sie sind kei-
ne gleichförmige Menschen-
gruppe. Was sie an Lebens-
läufen und Schicksalen, aber
auch an religiös-kulturellen
Hintergründen und an Fähig-
keiten mitgebracht haben, ist
vielmehr höchst unterschiedlich
und komplex.

Klischee vom Zigeuner
Ihr Leben als Flüchtlinge bei
uns ist allerdings gleicherma-
ßen und nahezu vollständig
vom gültigen Aufenthaltsgesetz
und von dessen Einschränkun-
gen bestimmt. Darüber hinaus
teilen die unterschiedlichen
Gruppen die Erfahrung, immer
wieder mit traditionellen Kli-
schees vom �Zigeuner� kon-
frontiert zu werden.

Die Mehrheit der Roma-
Flüchtlinge lebt mit dem Status
der Duldung hier � und das seit

vielen Jahren. Duldung heißt:
Eine Aufenthaltserlaubnis ist
bereits versagt oder gar nicht
erst erteilt worden. Es liegt eine
rechtsgültige Aufforderung zur
Ausreise und eine Abschiebe-
androhung vor, die im Prinzip
jederzeit vollziehbar ist.

Daher ist die Lebenswirklichkeit
der Betroffenen von der ständi-
gen Angst vor einer jederzeit
möglichen Abschiebung ge-
prägt. Hinzu kommen die sehr
belastenden Lebensverhältnis-
se in beengten und isolierten
Unterkünften und das Leben
am absoluten Existenzmini-
mum. Unter diesen Bedingun-
gen leiden besonders die
Kinder1.

2. Die Situation in Südost-
europa

Roma gehören zu den Haupt-
leidtragenden der Balkankrise,
die zu Beginn der 1990er Jahre
eskalierte. Sie führte zu massi-
ven Verfolgungen, Pogromen,
Brand- und Mordanschlägen.
Bis heute ist die Lage für die
Roma-Minderheiten in allen
südosteuropäischen Ländern
immer noch prekär2.

Rücknahme-Abkommen
Das trifft besonders auf die
Menschen aus Ex-Jugoslawien
zu. Für die Bundesregierung
gelten die Nachfolgestaaten
längst als �befriedet�, auch
wenn wir und andere Organisa-
tionen das nicht so sehen. Mit
den neuen Staaten wurden
seitens der Bundesregierung
Rücknahme-Abkommen ge-
schlossen und auch sehr rigo-
ros durchgeführt.
                                              
1 Die Situation der Flüchtlinge und besonders
der Kinder hat die vom Zentrum für Antiziga-
nismusforschung im Auftrag der UNICEF
erstellte Studie Zur Lage von Kindern aus
Roma-Familien in Deutschland (2007) einge-
hend dargestellt. Eine Zusammenfassung ist
zu finden unter:
http://www.unicef.de/fileadmin/content_media
/presse/fotomaterial/Roma_Konferenz/benz.p
df
2 Hierzu eingehend: Breaking the Cycle of
Exclusion. Roma Children in South West
Europe. UNICEF 2007:
http://www.unicef.de/fileadmin/content_media
/mediathek/Roma_Publication_Breaking_the
_cycle_2007.pdf

http://www.unicef.de/fileadmin/content_media
http://www.unicef.de/fileadmin/content_media
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An dieser Stelle kann nur bei-
spielhaft der Kosovo hervorge-
hoben werden, da der Streit um
ein Bleiberecht angesichts der
aktuellen Lage überwiegend
Roma aus dem Kosovo betrifft.

Brutale Gewaltaktionen ge-
gen Roma
Aber auch in den meisten an-
deren Ländern Ost- und Süd-
ost-Europas sind Roma
weiterhin massiven Diskriminie-
rungen ausgesetzt. Das gilt
selbst für Staaten wie Ungarn,
Tschechien und die Slowakei,
die schon seit längerer Zeit
Mitglied der Europäischen Uni-
on sind. Darüber hinaus kommt
es dort immer wieder zu rassis-
tischen Manifestationen von
rechtsextremen Gruppen und
zu brutalen Gewaltaktionen ge-
gen Roma bis hin zum Mord.
Diese werden von den Behör-
den bisher nicht wirksam ver-
hindert. Es findet auch keine
konsequente Ermittlung und
Strafverfolgung der Täter statt.
Vor zwei Jahren hat sich der
Kosovo zum unabhängigen
Staat erklärt. Infrastruktur und
Verwaltung sind in dem Land
bestenfalls erst im Aufbau.
Dennoch hat die Bundesrepu-
blik Deutschland bereits ein
Rückführungsabkommen mit
dem Kosovo unter Dach und
Fach (seit Juli 2009). Demnach
können in den nächsten Jahren
bis zu 10.000 Roma abgescho-
ben werden.

Für die bereits abgeschobe-
nen Familien im Kosovo gibt
es buchstäblich nichts
Nach wie vor herrscht tägliche
Gewalt gegen Roma im Koso-
vo. Alle internationalen Organi-
sationen und Institutionen
berichten über diese stets ge-
genwärtige Bedrohung. Für die
von Abschiebung bedrohten
und für die bereits abgescho-
benen Familien im Kosovo gibt
es buchstäblich nichts: Keine
Wohnungen, keine Infrastruk-
tur, keine Arbeitsmöglichkeiten.
Ein auch nur annähernd funkti-
onierender Rechtsschutz be-
steht im Kosovo für Roma
ebenfalls nicht.

Besonders für die Kinder der
betroffenen Familien ist eine
Rückkehr in den Kosovo eine
Katastrophe. Die meisten Fa-
milien leben seit zehn und mehr
Jahren in Deutschland, viele
Kinder sind hier geboren. Sie
sprechen weder Albanisch
noch Serbisch, sondern ihre
Muttersprache ist Deutsch. Das
Schulsystem im Kosovo ist in
keiner Weise auf Rückkehrer
vorbereitet, abgesehen davon,
dass Kinder der Roma-
Minderheit in den Schulen nicht
akzeptiert werden.

3. Ein �Bleiberecht� für Wenige
Im Jahr 2007 wurde erstmals
eine so genannte Bleiberechts-
regelung durch die Innenmi-
nister (der Länder und den
Bundes) bis zum 31. Dezember
2009 getroffen. Schon eine
ganze Zeit vor dem Ablauf die-
ser Frist verstärkten die örtli-
chen Behörden ihre Bemüh-
ungen, Roma in den Kosovo
abzuschieben.

Der Zentralrat Deutscher Sinti
und Roma, viele internationale
Menschenrechtsorganisationen
und lokale Unterstützergruppen
protestierten dagegen und
machten auf die anhaltend
schlimmen Bedingungen im
Kosovo aufmerksam. Sie for-
derten, diesen überwiegend
nun seit zehn und mehr Jahren
in Deutschland lebenden Roma
einen dauerhaften Aufenthalt
zu gewähren. Das taten die In-
nenminister jedoch nicht, son-
dern sie verlängerten lediglich
mit geringfügigen Änderungen
die Bleiberechtsregelung um
zwei weitere Jahre3.

�Aufenthaltserlaubnis auf
Probe�
Das Wort �Bleiberecht� ist viel
zu hoch gegriffen, denn der
Beschluss formuliert nur eine
�Aufenthaltserlaubnis auf Pro-
be� beziehungsweise seit dem
4./5. Dezember 2009 eine Ver-
längerung dieser �Probe-
Aufenthaltsgenehmigung�. Am
                                              
3 Der Beschluss im Wortlaut:
http://www.emhosting.de/kunden/fluechtlingsr
at-nrw.de/system/upload/download_2111.pdf

unsicheren Rechtsstatus ändert
das nichts. Die Erteilung ist
auch an ganz bestimmte Be-
dingungen geknüpft:
1. Bei Volljährigen muss ein

mindestens 8-jähriger, unun-
terbrochener, legaler Aufent-
halt vorliegen. Bei Minder-
jährigen in Gemeinschaft mit
deren Sorgeberechtigten sind
mindestens 6 Jahre legaler
Aufenthalt erforderlich.

2.  Der Lebensunterhalt muss
überwiegend selbstständig
aus Erwerbstätigkeit gesi-
chert sein. Zwar haben die
Innenminister das Arbeitsver-
bot, das normalerweise mit
einer Duldung verbunden ist,
aufgehoben. Mit einem �Auf-
enthalt auf Probe� stellt je-
doch kaum ein Betrieb
Bewerber ein. Zusätzlich wird
die Lage erschwert durch die
allgemeine wirtschaftliche
Situation und auch durch die
herrschenden Vorurteile ge-
genüber Minderheiten.

3.  Härteste Auswirkungen hat
diese Bedingung für schwer
Traumatisierte, für Kranke,
Behinderte und alte Men-
schen, die nicht arbeiten
können. Diese Personen be-
kommen natürlich keine
Rente aus ihrem Herkunfts-
land. Sie dürfen aber auch
keine Grundsicherung bezie-
hen. Besonders solche älte-
ren Menschen und ihre
Familien sind am massivsten
unter Druck gesetzt. Es be-
steht jederzeit die Gefahr,
dass gerade die Hilflosesten
abgeschoben werden und
dass so die Familien ausein-
ander gerissen werden, so-
bald sie ihre Alten nicht mehr
mit versorgen können.

4.  Es dürfen keine Straftaten
vorliegen. Hinsichtlich der
Straffreiheit muss man jedoch
wissen, dass Ausländer ganz
schnell straffällig werden
können. Denn Verstöße ge-
gen Pass-, Melde- oder Mit-
wirkungspflichten sind in der
Regel gleich Straftaten. Und
ein Weiteres: Wenn auch nur
ein Familienmitglied in die-

http://www.emhosting.de/kunden/fluechtlingsr


29. Landesweite Konferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen in NRW
27. Februar 2010 Duisburg

9

sem Sinne straffällig wird, fällt
das in der Regel auf alle zu-
rück und alle werden abge-
schoben.

Über diese Bedingungen hin-
aus müssen grundlegende
Deutschkenntnisse, ausrei-
chender Wohnraum und der
Schulbesuch der Kinder gege-
ben sein. Wenn auch nur eine
dieser Bedingungen nicht erfüllt
wird, kann jederzeit abgescho-
ben werden.

4. Folgerungen und Forde-
rungen

Diese hohen Anforderungen
machen die Regelung der In-
nenminister in der Praxis zu ei-
nem �Bleiberecht für Wenige�.
Und auch für diese Wenigen ist
der �Aufenthalt auf Probe� wie-
der nur eine vorläufige Rege-
lung.

Der Flüchtlingsrat NRW kam im
Herbst 2009 zu folgenden
Feststellungen und Forderun-
gen:

 �In Deutschland leben bereits
heute wieder fast 100.000
Menschen mit Duldung. Da-
von leben rund 60.000 länger
als 6 Jahre hier. Um die
schlimmen sozialen und ge-
sundheitlichen Auswirkungen
zu beenden und den Men-
schen eine reelle Möglichkeit
der Integration zu geben, ist
im Mindesten zu fordern:

 Flüchtlinge mit einer Duldung
müssen nach fünf Jahren
Aufenthalt in Deutschland ein
Bleiberecht ohne Stichtags-
regelung erhalten. Besonders
schutzbedürftige Menschen
wie Schwerkranke, Traumati-
sierte, alte Menschen, Men-
schen mit Behinderungen,
unbegleitete Minderjährige,
alleinerziehende Frauen mit
kleinen Kindern und Opfer
rassistischer Übergriffe be-
reits nach drei Jahren.

 Fehlende Lebensunterhalts-
sicherung darf kein Hindernis
für ein Bleiberecht sein.

 Für die potentiell Begünstig-
ten einer solchen Regelung

muss ein Abschiebestopp
erlassen werden.�4

Von Seiten unseres Landes-
verbands können wir uns dem
nur voll und ganz anschließen.

Roman Franz

Statement 2:
Der �Kampf gegen den
Moscheebau�
ist eine moderne Form
des Rassismus.

Jörg Detjen,
Fraktionssprecher DIE LINKE
im Rat der Stadt Köln
Liebe antifaschistische Freun-
dinnen und Freunde,
Meine Damen und Herren,

das 29. Treffen der antifaschis-
tischen Landeskonferenz ist
wie schon immer kein Selbst-
zweck, sondern auch eine Vor-
bereitung und Mobilisierung
gegen Neofaschisten, Rechts-
extreme und Rechtspopulisten
in Nordrhein-Westfalen. Schon
in vier Wochen werden wir uns
wiedersehen, auf der Demonst-
ration �Duisburg stellt sich
quer!� Gemeinsam werden wir
uns gegen pro NRW quer stel-
len und dann in den nächsten
Wochen durchstarten: pro
NRW darf nicht in den Landtag
kommen und sie müssen mög-
lichst wenig Stimmen erhalten,
damit sie keine Wahlkampf-
kostenrückerstattung vom
Steuerzahler erhalten.

Hochburg der pro NRW in
Köln
Pro NRW hat ihre Hochburg in
Köln. Dort sitzt pro Köln seit
sechs Jahren im Stadtrat. Als
Ratsmitglied kann ich ihr Trei-
ben und ihre Hetze oft erleben
und als Mitglied und als Mitor-
ganisator des Bündnisses �Köln
                                              
4

http://www.emhosting.de/kunden/fluechtlingsr
at-nrw.de/system/upload/download_2060.pdf

Der Flüchtlingsrat NRW hat auf seiner Ho-
mepage zahlreiche weitere Stellungnahmen
� auch von internationalen Institutionen sowie
von Kirchen, Verbänden, Initiativen und
Netzwerken � eingestellt bzw. verlinkt:
http://www.fluechtlingsrat-
nrw.de/1384/index.html

stellt sich quer� beteilige ich
mich schon seit über zwanzig
Jahren an Protestaktionen ge-
gen pro Köln und deren Vor-
läuferorganisationen, Deutsche
Liga, Republikaner, dem Ring
freiheitlicher Studenten.

Zahlreiche Antifa-
Landeskonferenzen haben sich
mit pro Köln beschäftigt. Des-
halb möchte ich mich mehr auf
die aktuellen Entwicklungen
konzentrieren.

34 Moscheen in Köln
Seit 2003 fokussiert pro Köln
und dann später pro NRW ihre
Politik auf das Thema �Mo-
schee�. 2004 zog pro Köln mit
diesem Thema in den Kölner
Stadtrat ein. Zu einem Zeit-
punkt, wo noch gar nicht klar
war, dass wir in Köln-Ehrenfeld
eine wunderschöne Moschee
bekommen werden. �Mo-
scheen� gibt�s eben überall. Wir
haben in Köln 34 Moscheen,
als solche meistens gar nicht
erkennbar.

pro Köln war in der Stadtgesell-
schaft lange Zeit total isoliert.
Mit ihrer Moscheehetze konnte
sie aber ins konservative und
neoliberale Lager einbrechen.
Ein CDU-Bezirkspolitiker wech-
selte zu pro Köln und Ralf
Giordano verstieg sich zu der
Theorie, die Integration sei ge-
scheitert. � Sogar in der linken
Szene begegnet man dem Ar-
gument �Religionen sind
Scheiße. Moscheen sind irrele-
vant.�
Recht auf Religionsfreiheit
Alle Demokraten und Antifa-
schisten sollten eines beden-
ken:

 Die Religionsfreiheit ist der
Artikel 4 im Grundrechte-
Katalog.

 Dort sind z.B. auch in Artikel
3 der Gleichheitsgrundsatz
und in Artikel 5 die Meinungs-
und Pressefreiheit als unab-
änderliche Grundrechte ent-
halten. Es geht weiter mit
Artikel 8 Versammlungsfrei-

http://www.emhosting.de/kunden/fluechtlingsr
http://www.fluechtlingsrat-
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heit und dem Artikel 9 Verei-
nigungsfreiheit.

Damit will ich sagen, das Recht
auf Religionsfreiheit ist nicht ir-
gendein Recht, sondern ge-
nauso stark verfasst wie die
Koalitionsfreiheit. Man muss
sich nicht zu einer Religion be-
kennen, als Demokrat und Lin-
ker sollte man aber massiv
dieses Grundrecht verteidigen.

Monopolanspruch der christ-
lichen Kirchen
Ende letzten Jahres war ich in
Weimar und habe das Goethe-
haus angesehen und im Buch-
laden des Museums ein
interessante Buch gefunden:

�Goethe und der Islam�
von Katharina Mommsen.

Sie beschreibt, dass sich Goe-
the ab 1771 eingehend mit dem
Koran und mit dem Islam be-
fasste, also in der Zeit der Auf-
klärung. Sein Werk
�West-östlicher Diwan�
ist ein Ergebnis dieses Prozes-
ses, der in der Regel in Goe-
the-Biographien keine
Erwähnung findet. Goethe hat
sehr früh dem Monopolan-
spruch der christlichen Kirchen
widersprochen. Und als Voltaire
eine Schmähschrift verfasste
und sich die Figur Mohammeds
entlieh, um religiösen Fanatis-
mus zu kritisieren, legte sich
Goethe mit Voltaire an.

All das war vor 300 Jahren, als
der deutsche Denker und
Dichter sich gegen die Hetze
gegen den Islam wandte.

In einem Nachwort zu diesem
Buch schreibt Peter Anton von
Arnim:

�Aber es gibt auch einen Chau-
vinismus der Aufgeklärtheit.�
(Seite 440)
Und an die �deutschen Spieß-
bürger mit ihrer Deutschtüme-
lei� gerichtet, schreibt er:
�Ihr kennt eure eigenen Klassi-
ker nicht! Der größte deutsche
Dichter hat sich mehrmals zum
Islam bekannt.� (Seite 445)

Und von Arnim weist zu Recht
darauf hin, dass es damals und
heute darum geht, mit dem �Eu-
rozentrismus� den abendländi-
schen Vormachtanspruch zu
reaktivieren.

Rechtsextremismus die Mitte
der Gesellschaft

Mit der �Moscheefrage� erreicht
der Rechtsextremismus die
Mitte der Gesellschaft. Und das
Minarettverbot durch einen
Volksentscheid in der Schweiz
macht deutlich, wie gefährlich
diese Diskussion werden kann,
die nicht nur den Rassismus
beinhaltet, sondern auch den
Vormachtanspruch des christli-
chen Abendlandes wie einen
Pflock in die Gesellschaft trei-
ben soll. Das Moscheethema
der Rechtsextremen mutiert
auch in den Niederlanden und
Belgien zu einem europäischen
Thema.

Und wenn jetzt in der Nieder-
landen Neuwahlen stattfinden
werden, ist die Gefahr groß,
dass die rechtspopulistische
Freiheitspartei von Geert Wil-
ders u.a. mit dem Moschee-
thema, noch mehr als die
bisherigen 17 % der Stimmen
erhalten kann.

Pro NRW paktiert mit Holo-
caustleugnern
Ich möchte an einem zweiten
Beispiel deutlich machen, dass
pro NRW sämtliche Register
rechtsextremer Politik be-
herrscht und noch weiter geht:

Am 7. Mai 2008 kündigte pro
Köln bzw. pro NRW die Redner
für den Antiislam-Kongress in
Köln an. Unter ihnen Le Pen,
Redner der FPÖ. So nebenbei
wird auch der britische Holo-
caustleugner Nick Griffin ange-
kündigt.
Seit 2007 gibt es auf Initiative
unserer Ratsfraktion eine Info-
und Bildungsstelle gegen
Rechtsextremismus bei der
Stadt Köln (ibs).

So eine Stelle ist etwas wert im
Kampf gegen den Neofaschis-

mus all seiner Varianten. Also
fragten wir die Stadtverwaltung
nach den Hintergründen und
Äußerungen dieses angekün-
digten Redners. Die Verwaltung
antwortete:

 1998 war Nick Griffin wegen
Aufstachelung zum Rassen-
hass zu neun Monaten Haft
auf Bewährung und einer
Geldstrafe von 2.300 Pfund
verurteilt worden, da er den
Holocaust als �Schwindel�
(�holohoax�) bezeichnet hat-
te. Im Laufe des Prozesses
äußerte er sich folgenderma-
ßen:

 �Ich bin mir sehr wohl be-
wusst, dass es konventionelle
Meinung ist, dass 6 Millionen
Juden vergast und einge-
äschert und zu Lampen-
schirmen gemacht wurden.
Es war auch mal konventio-
nelle Meinung, dass die Erde
flach sei � Ich bin zu der Ü-
berzeugung gelangt, dass die
Geschichte der �Vernichtung�
eine Mischung aus alliierter
Kriegspropaganda, einer äu-
ßerst profitablen Lüge und
einer Hexen-Hysterie ist.�

Dieses Zitat ist ungeheuerlich.
Griffin sudelt sich im Blut von
Millionen Menschen. Wie kann
es kommen, dass nach bun-
desdeutscher Rechtsprechung
es nicht möglich ist, gegen eine
solche Person ein Einreisever-
bot zu verhängen?
Pro NRW machte einen Rück-
zieher und behauptete, der
Redner sei nie angekündigt
gewesen. Ein Ausdruck ihrer
Webseite belegte das Gegen-
teil.

Ein paar Monate später, vor
dem 9. Mai 2009, der Folge-
veranstaltung des Antiislam-
kongresses, kündigte pro NRW
die Vorsitzende der tschechi-
schen Volkspartei Narodni
Strana, Frau Petra Edelmanno-
vá an.
Sie war für die �Endlösung der
Zigeunerfrage� eingetreten.
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Pro Köln machte hier aber kei-
nen Rückzieher mehr.
Die demokratischen Grund-
rechte ohne Wenn und Aber
massiv verteidigen
Pro NRW paktiert mit Holo-
caustleugnern, das ist die Rea-
lität dieser so genannten
rechtspopulistischen pro Bewe-
gung. Wie wahr ist doch die
Losung der VVN-BdA:

�Faschismus ist keine Meinung,
sondern ein Verbrechen�.
Wie kann es kommen, dass pro
NRW solche Leute einlädt? Ist
es nicht geradezu töricht, dass
der Verfassungsschutz NRW
pro NRW zwischen Rechtsex-
trem und Rechtspopulistisch
einordnet?

Pro NRW darf man nicht ver-
harmlosen. Mit ihrer Hetze
greifen sie Minderheiten in un-
erträglicher Form an. Europa-
weit nehmen die Übergriffe auf
Minderheiten zu.

Der Sozialpsychologe Harald
Welzer setzt sich in seinem
Buch

�Täter, wie aus ganz normalen
Menschen Massenmörder wer-
den�
mit der NS-Herrschaft ausein-
ander. Im Kapitel �Alles ist
möglich� entwickelt er die Theo-
rie, dass wenn eine Minderheit
aus der Gesellschaft erst ein-
mal ausgeschlossen wird, und
zur Gruppe der �Nicht-
Zugehörigen� wird, alles mög-
lich ist und es nur eine Frage
der Zeit und der Entwicklung
war, wie die Nazis zu Massen-
mördern wurden:
�Das Schicksal der europäi-
schen Juden (war) in dem
Augenblick besiegelt, als ein
Beamter 1933 eine Definition
dessen wer ,arisch� war und
wer nicht, in einer Verord-
nung niederlegte.�  (Seite
249)

Und weiter:

�Die Ungeheuerlichkeit des
nationalsozialistischen Pro-

jekts liegt in der gesellschaft-
lichen Umsetzung der
Behauptung, dass Menschen
radikal und unüberbrückbar
ungleich seien. � Jeder
Schritt im rapide sich vollzie-
henden Ausgrenzungspro-
zess der Juden
verschlechterte nicht nur de-
ren objektive Lage, sondern
verbesserte im selben Zug
die subjektive Lage der nicht-
jüdischen Deutschen.� (Seite
249)

Götz Aly weist darauf hin, dass
die Deutschen noch in den
letzten Kriegsjahren über den
höchsten Lebensstandard der
europäischen Länder verfügten.
Es lohnte sich fürs deutsche
Volk, das NS-Regime zu stüt-
zen.

Und wir sollten heute nicht un-
terschätzen:
Es lohnt, Anhänger von pro
NRW zu sein. Sie gehören zur
Gesellschaft, so bitter das
klingt, sie können zu Wahlen
kandidieren und kommen sogar
in den Stadtrat. Sie stellen was
dar und werden von der Ge-
sellschaft beachtet.

Deshalb ist es so wichtig, dass
alle antifaschistischen Kräfte in
dieser Gesellschaft die demo-
kratischen Grundrechte ohne
Wenn und Aber massiv vertei-
digen. Religionsfreiheit ist ein
Grundrecht und Moscheen eine
unverzichtbare Bereicherung
der demokratischen Gesell-
schaft und Kultur.

Wir dürfen nicht zulassen, dass
Minderheiten in der Gesell-
schaft ausgegrenzt werden.
Wenn die Nazis heute die Mo-
scheen zu ihrem Hasssymbol
erklären, dann dürfen wir kei-
nen Millimeter nachgeben!

Wenn viele Migrantinnen und
Migranten in Deutschland leben
wollen, ist das ihr gutes Recht.
Und wenn man sich festsetzen
will, baut man Häuser und Kir-
chen. Ist das nicht auch ein
Vertrauensbeweis uns gegen-
über?

Lasst uns dieses Vertrauen
nicht enttäuschen!

Jörg Detjen

Statement 3:
Integration leichtge-
macht:
Gleiche Rechte für alle
lebenden Menschen hier

Sevim Dagdelen,
Mitglied des Deutschen Bun-
destages, Fraktion DIE LINKE
(Sevim Dadelen hat ihren Bei-
trag schriftlich eingereicht, da
sie verhindert war, an der
Konferenz teilzunehmen)

Lieber Uli, lieber Kurt,
liebe Antifaschistinnen und An-
tifaschisten,
liebe Freundinnen und Freun-
de!

Logik von Rassismus und
Ausgrenzung
Weil man Deutscher bzw.
Deutsche ist, hat man das
Recht, gleiche Rechte zu ha-
ben. Wer dieses Kriterium nicht
erfüllt, hat auch keine bzw. we-
niger Rechte in diesem Land.
Das ist zugespitzt die Logik von
Rassismus und Ausgrenzung in
Deutschland.

Gerade bei der Forderung nach
gleichen Rechten für alle Men-
schen � also auch in Deutsch-
land � trennt sich die
rassistische und Diskriminie-
rung akzeptierende Spreu vom
solidarischen und vom Gleich-
heitsgedanken geleiteten Wei-
zen.

Damit meine ich ausdrücklich
nicht das bürgerliche Prinzip
der Gleichheit. Denn dieses
beschränkt sich ausschließlich
auf die juristische Gleichheit
der Menschen. Diese muss und
wird aber bei Fortbestehen der
aus der Ausbeutung resultie-
renden ökonomischen und so-
zialen Ungleichheit formal
bleiben.

Besonders deutlich wird dies
bezogen auf Eingebürgerte.
Denn die soziale Ausgrenzung
besteht unabhängig von der
deutschen Staatsangehörigkeit
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fort. Trotz rechtlicher Gleich-
stellung im Zuge der Einbürge-
rung unterliegen sie
Diskriminierungen auf dem
Wohnungs- und Arbeitsmarkt
sowie im Alltag. Zahlreiche
Studien und wissenschaftliche
Untersuchungen zeigen und
belegen das.

Kann es soziale Gleichheit im
Kapitalismus geben?
Soziale Gleichheit ist mehr als
Rechtsgleichheit, wenn diese
auch eine Voraussetzung für
soziale Gleichheit ist.

Doch kann es diese tatsächlich
im Kapitalismus geben?

Aus meiner Sicht nicht. Denn
der Kapitalismus ist untrennbar
mir der Konkurrenz- und Ver-
wertungslogik, Ausgrenzung
und sozialer Selektion verbun-
den. Und das gilt global genau-
so wie in den einzelnen
Staaten. Global ist das Ergeb-
nis der Konkurrenz die Aus-
grenzung von Migrantinnen und
Migranten beispielsweise an
den Festungsmauern der EU
bzw. deren Selektion nach ö-
konomischer Nützlichkeit. Dafür
sorgen im Rahmen der EU-
Außen- und Sicherheitspolitik
polizeiliche und militärische
Gewalt. Das ist die einzige
Antwort auf die zerstörerischen
Wirkungen des Kapitalismus
und Imperialismus der Indust-
riestaaten insbesondere in den
Ländern des Südens wie Hun-
ger und Gewalt, wirtschaftliche
Perspektivlosigkeit, Verzweif-
lung und Verfolgung.

Nur für Fachkräfte durchläs-
sig
Für Migrantinnen und Migran-
ten sind die europäischen
Festungsmauern nur dann
durchlässig, wenn sie als Fach-
kräfte und billige Arbeitskräfte
gebraucht werden. Flüchtlinge,
die als nicht verwertbar gelten,
stoßen auf abgeschottete
Grenzen. Oder, wenn sie es
denn mal in die EU geschafft
haben, auf eine immer brutale-
re Abschiebepraxis.

Selektion in �Verwertbare�
und �Überflüssige�
Die Konkurrenz- und Verwer-
tungslogik ist mit einer Selekti-
on in �Verwertbare� und
�Überflüssige� und einer Politik
der Ausgrenzung verbunden.
Es ist nicht mehr weit bis zum
Rassismus. Denn wenn die so-
ziale Einbindung über die fort-
laufenden sozialen Härten nicht
mehr funktioniert, dann bietet
man den Menschen Zugehörig-
keit über ihre Abstammung, die
�Nation�, die �Rasse" an.
In Krisenzeiten wie diesen, in
denen für immer weniger Men-
schen Perspektiven bestehen,
schafft die Angst vor dem sozi-
alen Abstieg bis weit in die
Mittelschichten hinein Raum für
Ideologien bzw. ideologische
Versatzstücke der Abgrenzung,
Abwertung und Ungleichheit.

So sind auch rassistische For-
derungen längst nicht mehr nur
auf rechte Parteien und Grup-
pen beschränkt. Erinnert sei
nur an das Interview mit dem
Vorstandmitglied der Bundes-
bank und ehemaligen Finanz-
senator von Berlin Thilo
Sarrazin in �Lettre Internatio-
nale� Ende 2009. Seinen übli-
chen sozialchauvinistischen
und sozialdarwinistischen Ge-
danken fügte er da ganz zeit-
gemäß noch eine biologistische
(rassistische) Note hinzu.

�Jemanden der nichts tut, muss
ich auch nicht anerkennen. Ich
muss niemanden anerkennen,
der vom Staat lebt, diesen
Staat ablehnt, für die Ausbil-
dung seiner Kinder nicht ver-
nünftig sorgt und ständig neu
kleine Kopftuchmädchen pro-
duziert. Das gilt für siebzig Pro-
zent der türkischen und für
neunzig Prozent der arabischen
Bevölkerung in Berlin�.
Türken und Arabern wird die
Integrationsfähigkeit aufgrund
ihrer ethnisch-kulturellen Her-
kunft abgesprochen. Sarrazin
mobilisiert hier aber nicht nur
einen aggressiven Abwehrre-
flex gegen eine angebliche �Ü-
berfremdung�. Er bietet auch

ähnliche Lösungsvorschläge
wie z.B. die NPD an:

 Keine Aufnahme mehr von
Migrantinnen und Migranten
� natürlich außer Hochquali-
fizierten,

 Ein generelles Heiratsverbot
im Ausland und damit ver-
bunden die Verhinderung von
Ehegattennachzug bzw. Fa-
milienzusammenführungen
und

 Ausgliederung von Migrantin-
nen und Migranten aus dem
deutschen Sozialversiche-
rungssystem.

Seine ganz im Sinne des kapi-
talistischen Systems befindliche
Konkurrenz- und Verwertungs-
logik weist also eine große
Schnittmenge mit den Nazis
auf. Die sozialen Bedürfnisse
der Menschen werden hinter
die Fragen nach Gewinn, Ren-
dite und Wachstum zurück ge-
stellt. Und er steht nicht alleine
dar.

�Deutsche Zustände"
Die unter dem Titel �Deutsche
Zustände" von einer Forscher-
gruppe um Wilhelm Heitmeyer
regelmäßig vorgelegten Ergeb-
nisse zeigen konstant hohe Zu-
stimmung zu verschiedenen
Formen von Ausgrenzung.
Knapp 60 Prozent stimmen so
der Aussage zu, dass zu viele
Ausländer in Deutschland le-
ben. 35 Prozent sind der An-
sicht, bei knapper werdenden
Arbeitsplätzen sollten die Aus-
länder in ihre Herkunftsländer
zurückgeschickt werden. Mehr
als 40 Prozent der Befragten
fordern mehr Rechte für dieje-
nigen, die in Deutschland etab-
liert sind (Heitmeyer 2007, S.
23 ff.).

Rolle als �Tabubrecher�
Von dieser Form der Normali-
sierung von Ausgrenzung und
Rassismus kann auch die ex-
treme Rechte mal mehr mal
weniger selbst mit ihren Politik-
angeboten profitieren. Sie
spielen eine nicht unwesentli-
che Rolle als �Tabubrecher�.
Das zeigen auch ihre letzten
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Wahlkämpfe. Bei der NPD hieß
das �Quittung für Hartz IV�,
�Schnauze voll� und �Grenzen
dicht�, bei der DVU unter ande-
rem �Deutsche Arbeitsplätze
zuerst für Deutsche�, �Krimi-
nelle Ausländer raus� und
�Sauerei Hartz IV�. Mit Parolen
gegen Hartz IV sowie Migran-
tinnen und Migranten haben sie
mittlerweile hinreichend Nach-
ahmung gefunden wie zum
Beispiel aktuell durch den deut-
schen Außenminister Wester-
welle.

Von der Verteilungsfrage
ablenken
Weil angesichts der Krise die
Verteilungskämpfe in den
kommenden Jahren heftiger
werden, versuchen Wester-
welle und andere, die Men-
schen zu spalten, um von der
Verteilungsfrage abzulenken.

Damit versuchen sie von den
eigentlichen gesellschaftlichen
Problemen, wie der wachsen-
den Armut für die Mehrheit und
dem steigenden Reichtum We-
niger abzulenken. Und sie näh-
ren so den Boden für die
menschenverachtende Ideolo-
gie der Nazis.

Liebe Freundinnen und Freun-
de,

im Kern richten sich diese Aus-
sagen wie die von Westerwelle,
Sarrazin, Rüttgers, Koch und
etliche ihrer Unterstützer gegen
eine solidarische, gegen eine
gerechte Gesellschaft. Sie
wollen die Menschen spalten.
In wirtschaftlich nützliche und
unnütze. In Deutsche und
Migranten.

Profitlogik gefährdet den
Frieden
Es sind aber nicht die Migran-
ten, die der Bewahrung der Le-
bensgrundlagen im Wege
stehen, sondern es ist die Logik
einer Wirtschaft, deren höchs-
tes Ziel der Profit ist, die den
sozialen Frieden ebenso be-
droht wie die Lebensgrundla-
gen von Migranten. Die
wirklichen Konflikte, die uns
den Weg in eine gerechte Ge-

sellschaft tatsächlich versper-
ren, werden verschwiegen.

Die wahre Konfliktlinie
Die wahre Konfliktlinie in unse-
rer Gesellschaft verläuft nicht
zwischen Deutschen und
Migranten. Sie verläuft auch
nicht zwischen denen, die Ar-
beit haben, und denen, die kei-
ne Arbeit haben. Sie verläuft
nicht zwischen den Kulturen.
Sie verläuft nicht zwischen den
Religionen und sie hat auch
nichts mit der staatsrechtlichen
Herkunft der Menschen zu tun.

Nein, liebe Freundinnen und
Freunde,

die echten Konfliktlinien ver-
laufen zwischen denen, die für
ihre Arbeitsleistung gerade
einmal einen mäßigen Lohn
bekommen, und denen, die
sich an der Arbeit ihrer Mitmen-
schen hemmungslos berei-
chern.

Die Konfliktlinie verläuft zwi-
schen denen, die nur ihre Ar-
beitskraft am Markt anbieten
können, und jenen, die diesen
Markt mit reichlich Kapital steu-
ern. Die echte Konfliktlinie ver-
läuft zwischen solchen jungen
Menschen von heute, die schon
ab der Wiege ausgesorgt ha-
ben, und jenen, die sich ein
ganzes Leben lang ohne wirkli-
che Chancen plagen werden.

Die Konfliktlinie verläuft zwi-
schen denen, die ohne Arbeit
leben und bleiben, und jenen,
die ihren Beschäftigten Über-
stunden und Mehrarbeit abver-
langen. In der Vermittlung
dieser Konflikte liegt aller An-
fang für eine wirklich solidari-
sche Gesellschaft für alle
Menschen.

Gegen Spaltungsversuche
kämpfen
Aus all diesen Gründen, ist es
wichtig gegen diese Spaltungs-
versuche zu kämpfen. Aufzu-
klären. Sich zu verbünden!
Gegen jeden Angriff auf die
schwächsten in unserer Gesell-
schaft sofort und ohne Wenn
und Aber aufzustehen und die-
se Angriffe zu vereiteln. Denn
man sieht aktuell, wie ein ein-

mal an Flüchtlingen und Asyl-
bewerbern erfolgreich
angewandtes Unrecht, wie z.B.
die Residenzpflicht oder das
Sachleistungsprinzip, sich aus-
dehnt auf HARTZ-IV-
Empfänger.
Liebe Freundinnen und Freun-
de,

die Forderung nach gleichen
Rechten für alle entspringt der
Verbindung eines universellen
humanistischen Menschenbil-
des mit sozialer Gerechtigkeit
und Teilhabe für �Alle�.
Mein Grundsatz ist: Menschen
suchen sich nicht aus, wo sie
geboren werden. Sie sollten a-
ber das Recht haben zu wäh-
len, wo sie leben wollen. Und
wenn ich das zu meiner Aus-
gangsüberlegung mache heißt
das für die praktische Alltags-
arbeit � ich möchte das nur
schlaglichtartig kurz skizzieren:

1. Arbeit, (Aus-) Bildung ist
keine Ware, sondern ein
Menschenrecht!

Das deutsche Bildungssystem
ist ungerecht. Es benachteiligt
Kinder aus sozialdiskriminierten
Familien, Kinder mit Migrati-
onshintergrund, Kinder mit Be-
hinderungen. Es ist skandalös
und nicht hinnehmbar, dass die
soziale Herkunft über den Bil-
dungs- und damit maßgeblich
den Lebensweg von Menschen
entscheiden. Deshalb fordert
DIE LINKE. eine flächende-
ckende, umfassende und ge-
bührenfreie ganztägige
Betreuung für alle Kinder ab
dem ersten bis zum 14. Le-
bensjahr. Wir wollen das mehr-
gliedrige selektive
Bildungssystem abschaffen und
Gemeinschaftsschulen einfüh-
ren und ein flächen- und be-
darfsgerechtes ganztägiges
Schulangebot schaffen. Eine
gesetzliche Umlage soll die
Konkurrenzsituation entschär-
fen und Ausbildungsplätze si-
chern. Eine radikale
Arbeitszeitverkürzung kann die
Arbeitsmarktsituation verbes-
sern und ein gesetzlicher Min-
destlohn von 10 Euro das
Lohndumping verhindern.
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2. Wer in Deutschland lebt,
muss hier auch arbeiten
dürfen!

Zehntausende dürfen in
Deutschland nicht arbeiten.
Zahlreiche rechtliche Ein-
schränkungen und Diskriminie-
rungen erschweren den
Zugang zum Arbeitsmarkt. Oft
werden die im Herkunftsland
erworbenen Qualifikationen
nicht anerkannt. Diese Hinder-
nisse müssen beseitigt werden.
Migrant/innen haben ein Recht
auf eine vereinheitlichte, er-
leichterte und beschleunigte
Anerkennung ihrer im Ausland
erworbenen Abschlüsse.
3. Gleiche Rechte auch für

Flüchtlinge!
Viele Flüchtlinge, Asylsuchende
und Menschen ohne gesicher-
ten Aufenthalt erhalten Gut-
scheine und Sachleistungen,
die ca. 35 Prozent unter dem
Sozialhilfesatz liegen. Sie wer-
den in Sammellagern unterge-
bracht und durch die
�Residenzpflicht� in ihrer Bewe-
gungsfreiheit eingeschränkt.
Das Abschiebungshäftlinge die
Kosten ihrer Haft und der Ab-
schiebung auch noch bezahlen
müssen, ist der zynische Hö-
hepunkt einer rassistischen Ab-
schiebepraxis. Es muss
Schluss sein mit den zahlrei-
chen Verletzungen der Men-
schenwürde und den
diskriminierenden Regelungen.
Das Asylbewerberleistungsge-
setz und die Abschiebehaft
müssen abgeschafft werden.
Auch Menschen ohne Aufent-
haltspapiere haben das Recht
auf Bildung, Gesundheit und
gerechte Bezahlung für geleis-
tete Arbeit.

4. Diskriminierungsschutz
wirksam umsetzen!

Kulturalistische und rassisti-
sche Diskriminierung ist kein
Kavaliersdelikt. Diskriminie-
rungsopfer müssen endlich
auch in Deutschland das Recht
erhalten, sich wirksam gegen
Unrecht wehren zu können. Die
Rechte der Einzelnen dürfen
auch nicht den Interessen der
Wirtschaftsverbände und der

Unternehmen geopfert werden.
Deshalb fordert DIE LINKE,
dass Benachteiligungen auf-
grund der sozialen Herkunft als
Diskriminierungstatbestand in
das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz aufgenommen
werden. Darüber hinaus brau-
chen wir das Verbandsklage-
recht und die
Beweislastumkehr. Niemand
sollte wegen seiner �Hautfar-
be�, �Sprache�, �Nationalität�
oder �Staatsangehörigkeit� dis-
kriminiert werden dürfen.
5. Wer in Deutschland lebt,

muss hier auch wählen
dürfen!

Politische Rechte müssen dort
gewährleistet werden, wo der
Lebensmittelpunkt der Men-
schen ist. Menschen, die hier
leben, müssen über die Politik
mitbestimmen können, die ihr
Leben bestimmt. Das heißt: all-
gemeines aktive und passive
Wahlrecht. Gleiche Rechte
dürfen nicht an die deutsche
Staatsangehörigkeit gekoppelt
werden. Solange dies aber der
Fall ist, muss es wesentlich
einfacher möglich sein, gleiche
Rechte über erleichterte Ein-
bürgerungen zu erlangen.

In diesem Sinn möchte ich dem
Slogan der VVN-BdA voll und
ganz zustimmen: Lieber solida-
risch als solide arisch! Das
muss unsere Antwort sein!

Sevim Dagdelen

Statement 4:
Der Migrant als Nazi?
Keine Zusammenarbeit
mit �Grauen Wölfen�
und anderen Rechten.

Düzgün Altun,
Bundesvorstand DIDF
(Förderation demokratischer Ar-
beitervereine)
Liebe Freunde und
Freundinnen,

die Frage, die wir uns stellen,
ist nicht, ob eine Zusammenar-
beit mit den reaktionären und
nationalistischen Kräften mög-
lich ist, sondern wie wir sie ge-
meinsam bekämpfen können,

und den Einfluss, den sie unter
den Türkei-stämmigen Arbeite-
rinnen/Arbeitern und Jugend
haben, zurückdrängen können.
Denn, ihre reaktionäre und na-
tionalistische Politik ist ebenso
Gift für ein besseres Zusam-
menleben wie die herrschende
Politik.

Organisationen und Ideologie
der türkischen Rechte
Als Graue Wölfe (türkisch:
Bozkurtçular) werden die An-
hänger der Partei der Nationa-
listischen Bewegung (MHP)
und der von dieser Abgespalte-
nen islamisch- nationalistisch
orientierten Großen Einheits-
partei BBP aus der Türkei be-
zeichnet.

Nach der Sage der pan-
turanistischen Ideologie (d.h.
der türkisch-nationalistischen
Ideologie) wurden die
Turkstämme im 8.Jahrhundert
von einem Wolf in das Gebiet
der heutigen Türkei geführt.
Der �Graue Wolf� (Bozkurt) also
ist nach dieser Legende der
Retter und der Wegweiser der
türkischen Stämme nach Klein-
asien.

Die türkischen Faschisten se-
hen den �Graue Wolf� als ihr
Symbol für die Geschlossenheit
und Macht ihrer Nation.

Antikommunistische Kampf-
vereine als Vorläufer
Anfang der 1960er wurden in
der Türkei unter der Führung
des inzwischen verstorbenen
Alparslan Türkes (ein Oberst)
die �Antikommunistischen
Kampfvereine� als Vorläufer der
MHP gegründet. 1969 wurde
dann die MHP gegründet.
In den 1970ern und 1980ern
haben sich die Anhänger der
MHP und ihres Jugendverban-
des verstärkt auch als �Graue
Wölfe� bezeichnet.
Die faschistische Bewegung
stützt sich auch auf den fanati-
schen �Idealismus�.
Der Ausgangspunkt ist ein vom
Panturanismus geprägter idea-
listischer Nationalismus. Dieser
beinhaltet einen ausgeprägten



29. Landesweite Konferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen in NRW
27. Februar 2010 Duisburg

15

�Rassismus� gegenüber allen
nicht-türkischen Bevölke-
rungsteilen im eigenen Land.

Bedeutung des Islam
In der Gründungsphase lehnte
die politische Führung der MHP
den Islam als ein Kernelement
ihrer Bewegung anzuerkennen
ab. Im Zentrum ihrer Ausrich-
tung war die vorislamische Zeit.
Im weiteren Verlauf kam es zu
einer Umorientierung und dem
Islam wurde eine stärkere Be-
deutung zugeschrieben. Anfang
der 90er Jahre spaltete sich ei-
ne �religiöse� Gruppe ab und
gründete die BBP (Große Ein-
heitspartei). Diese vertritt die
Auffassung, dass der Islam als
zentrales Element stärker mit
dem Nationalismus in Einklang
gebracht werden muss.

Die Konzentration auf den Is-
lam war für die faschistische
Bewegung in der Türkei aus
zweierlei Gründen nützlich.

Zum einen konnte man sich auf
die Theorien des groß-
türkischen Reiches Turan be-
rufen, zum anderen diente die
�türkisch-islamische Synthese�
als �Rekrutierungsfaktor� für die
Beeinflussung breiter Bevölke-
rungsgruppen. Die Religion
(Islam) dient also als ein Schutz
gegen die �kommunistische
Gefahr� und als wirksamer
Faktor für die nationale Einheit.
Die Neun-Strahlen Doktrin
von Alparslan Türkes
Im Zentrum der Programme der
MHP und anderer rechtsextre-
mer Bewegungen in der Türkei
steht die �Neun-Strahlen-
Doktrin�. Diese Doktrin umfasst
die Lehre der sechs Grund-
pfeiler von Atatürk, um so einen
Bezug zur offiziellen Staats-
ideologie herzustellen (der Na-
tionalismus ist immer noch in
der Verfassung der Türkei ver-
ankert).

Seit den 1980er spricht man
vom �östlichen Türkentum� (von
Aserbaidschan bis zur Mongo-
lei), vom �westlichen Türken-
tum� (Türkei), und mit Beginn
der Migration nach Europa,
spricht man von dem �Europäi-

schen Türkentum� als drittes
Glied.

Damit werden die Migrantinnen
und Migranten angesprochen,
die zwar ihren Lebensmittel-
punkt in Europa haben, aber
dennoch ihre türkisch-
nationalistische Identität weiter
verbreiten und für türkisch-
nationalistische Interessen mo-
bil gemacht werden sollen. Po-
litisch sollen dadurch die
Bindungen für eine starke tür-
kisch-nationale Lobby aufrecht
erhalten werden.

Fast alle dieser Organisationen
fordern ihre Mitglieder auf, die
jeweilige Staatsangehörigkeit
anzunehmen. Vor allem werden
sie auch dazu motiviert, in allen
institutionellen, politischen, so-
zialen und kulturellen Einrich-
tungen verstärkt ihre Existenz
bzw. ihr �türkisches� Dasein zu
betonen.

Enge Kontakte zur NPD
Bis Anfang der 90er Jahre gab
es zwischen den Grauen Wöl-
fen und der NPD nahe Kon-
takte. Auch zur CDU und CSU
vor allem zu dem damaligen
CSU-Chef Franz Josef Strauß
gab es enge Beziehungen.

Mittlerweile gibt es in Deutsch-
land mehr als 300 Vereine,
Gemeinden und Moscheen, die
unter dem Einfluss der türkisch-
rechtsextremer Organisationen
aktiv sind.

Die Grauen Wölfe sind in
Deutschland in so genannten
Idealistenvereinen (Ülkücü-
Vereinen) der Deutschen Türki-
schen Föderation(ATF) organi-
siert, der Teil des europaweiten
Dachverbandes ADÜTDF (Eu-
ropäische Föderation der Türki-
schen Demokratischen
Idealistenvereine mit Sitz in
Frankfurt) ist. Daneben existie-
ren Vereine der 1987 von der
ADÜTDF abgespaltenen Tür-
kisch Islamische Union Europa
(ATIB- mit Sitz in Köln), die ei-
ne stärkere Orientierung auf
den Islam als maßgebendes
Element des Türkentums pro-
pagiert.

Einflüsse/Gründe
Auch wenn die politischen Ent-
wicklungen in der Türkei die
politische Orientierung, die
Haltung und die Ausrichtung
der Türkeistämmigen in
Deutschland stark beeinflus-
sen, sind doch die hiesigen po-
litischen Rahmenbedingungen
von nicht geringerer Bedeu-
tung.

Die �Ethnisierung sozialer
Probleme" werden von beiden
Seiten sowohl der herrschen-
den Politik hier wie auch der
reaktionären türkischen Kräften
fortgeführt.
Sie profitieren von der gesell-
schaftlichen Diskriminierung
sowie Ausgrenzung von
Migrantinnen und Migranten
und nutzen diese Tatsache für
ihre politischen Inhalte und
Ziele aus.

Wir stehen heute angesichts
der politischen Stimmung mehr
denn je vor der Aufgabe, gegen
Spaltung und Ausgrenzung und
Nationalismus jegliche Art vor-
zugehen.

Liebe Freunde und
Freundinnen,

wo wir doch gerade jetzt in
Zeiten der Krise und des stär-
ker werden von nationalisti-
schen und rassistischen
Organisationen, unsere Kräfte
bündeln, den gemeinsamen
Kampf für eine bessere Zukunft
stärken müssen, versucht die
herrschende Politik unter dem
Deckmantel von �Kulturkämp-
fen�, �Integrationsunfähigkeit�,
�Islamphobie�, �Terrorgefahr�
etc. einen größeren Keil zwi-
schen Migranten und Deut-
schen zu treiben.

Ethnische und religiöse Un-
terschiede werden instru-
mentalisiert.
Angstmacherei, das Schüren
von Vorurteilen und Pauschali-
sierung war und ist immer ein
bewährtes Mittel für die Herr-
schenden und Nationalisten um
von den wirklichen Ursachen
der Zustände abzulenken und
ethnische und religiöse Unter-
schiede für ihre wirtschaftlichen
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und politischen Interessen zu
instrumentalisieren.

Profiteure der Islamphobie
Neonazis, rechtskonservative
Parteien und Politiker, aber
auch imperialistische Staaten
und Regierungen profitieren
heute von der Islamphobie, die
sie eigens heraufbeschworen
und geschürt haben. Ohne die
Islamphobie würde man
schließlich auch den Krieg in
Afghanistan schwer vermitteln
können.
Andererseits dürfen wir auch
nicht ausblenden, dass wenn
so viele Menschen sich beein-
flussen lassen, es wohl oder
übel Zustände gibt, die dieser
Phobie eine Basis bieten.

Missbrauch der aufrichtigen
Gefühle der Muslime
Da sollte man insbesondere
denjenigen politischen Kräften
unter den Migrantinnen und
Migranten auf die Finger
schauen, diese auf keinen Fall
unterschätzen oder gar als
�kulturelle Eigenart� tolerieren,
denn sie missbrauchen nur die
aufrichtigen Gefühle der Musli-
me. Meistens indirekt, betrei-
ben sie das gleiche Spiel, wenn
sie den politischen Hintergrund
dieser Phobie verheimlichen

und den muslimischen Migran-
tinnen und Migranten propagie-
ren, dass sie nur aufgrund ihres
Glaubens bzw. ihrer Herkunft
wegen Zielscheibe wären und
sich daher noch mehr in ihrem
Glauben und ihrer ethnischen
Herkunft und Kultur einschlie-
ßen müssten. Gerade deswe-
gen kann es nicht darum gehen
unkritisch gegenüber den
Kräften zu stehen, die die Reli-
gion und Moscheen für ihre na-
tionalistischen und reaktionären
Interessen missbrauchen.

In diesem Zusammenhang lie-
be Freunde, geht es in unseren
antifaschistischen Kämpfen
auch nicht darum Moscheen zu
schützen.
Gemeinsame Interessen er-
kennen und in den Vorder-
grund stellen
Das ganze allein aus der Per-
spektive des Glaubens und der
Kultur zu betrachteten, wäre
fatal. Die verschiedenen Religi-
onen und Kulturen können mit-
einander auskommen, insofern
die gemeinsamen Interessen
erkannt und in den Vordergrund
gestellt werden. Das ist nämlich
das einzige Gegengift gegen
jegliche Art von religiöser und
kultureller Phobie und Nationa-
lismus.

Dafür stehen wir als DIDF ein
und versuchen nicht die Unter-
schiede, sondern die Gemein-
samkeiten zu stärken und
Migrantinnen und Migranten in
das hiesige gesellschaftliche
Leben und in die gesellschaftli-
chen Kämpfe zu involvieren.

Diese wichtige Aufgabe, liebe
Kolleginnen und Kollegen, kön-
nen wir aber nur hinkriegen, in
dem wir in den sozialen
Kämpfen besser zusammenar-
beiten, in den Betrieben, in den
Schulen, auf den Universitäten
und in der Nachbarschaft das
tägliche Leben zusammen
gestalten.

Vielen Dank

Düzgün Altun



29. Landesweite Konferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen in NRW
27. Februar 2010 Duisburg

17

Arbeitsgruppe 1:
Die �pro-NRW�-Gruppe
stoppen - Erfahrungsbe-
richte aus den Städten
Pro NRW-
Landtagswahlprogramm: Nur
alter Wein in neuen Schläu-
chen?
Zu den am 9. Mai stattfindenden
Landtagswahlen in Nordrhein-
Westfalen tritt erstmals auch der
pro Köln-Ableger pro NRW mit
einer Landesliste an. Ob die
selbsternannten �Rechts-
populisten� auch in den Wahl-
kreisen Kandidatinnen und Kan-
didaten aufstellen werden, kann
im Moment noch nicht beurteilt
werden � man kann davon aus-
gehen, dass die Rechtspartei
dort, wo sie relativ stark ist, d.h.
im südlichen Rheinland und Tei-
len des Ruhrgebiets, auf Ebene
der Wahlkreise antreten wird. In
den übrigen Landesteilen, wo es
oftmals keine arbeitsfähigen und
öffentlich auftretenden pro NRW-
Strukturen gibt, werden die
Wählerinnen und Wähler wohl
von den rechten Herrschaften
verschont bleiben.

pro Köln-Anhängsel
Das es sich bei pro NRW in der
Tat um ein pro Köln-Anhängsel
handelt, der Schwanz also ge-
nau genommen mit dem Hund
wedelt, zeigt die Landesliste:
Von den ersten vier Plätzen
werden drei von Personen aus
dem engsten pro Köln-Füh-
rungskreis besetzt.
Markus Beisicht und Judith
Wolter kandidieren auf den
Plätzen 1 und 2, dann folgt der
Gelsenkirchener Stadtrat Garry
Hauer, nach ihm tritt auf Platz 4
mit Markus Wiener wieder ein
Kölner an. Auch die Plätze 6
und 8 werden mit Daniel und
Bernd M. Schöppe von pro
Köln-Urgesteinen besetzt. Mit
Ausnahme von Hauer und Fa-
bian Thies (Listenplatz 7), der
Stadtrat in Lemgo ist, kommen
alle anderen 10 Kandidatinnen
und Kandidaten aus dem un-
mittelbaren Kölner Umland.
NRW ist deutlich größer.

Sieben Minarette, die wie Ra-
keten aussehen
Schaut man sich das Wahlpro-
gramm der sich selbst als �pat-
riotische Oppositions-
bewegung� apostrophierenden
Gruppe an, die sich das Bewe-
gungsmäntelchen umhängt, um
sich von den anderen Parteien
in der öffentlichen Wahrneh-
mung abzusetzen, fällt sofort
die Titelgrafik auf: Eine
schwarz-rot-goldene Fahne ist
mit sieben Minaretten besetzt,
die wie Raketen aus dem
�deutschen Boden� ragen. Da-
vor eine schwarze Figur, deren
Geschlecht und Identität nicht
zu erkennen ist, da sie bis auf
einen schmalen Schlitz für die
Augen komplett verhüllt ist.
Unterschrieben ist das Ganze
lediglich mit einem einzigen
Wort: Stopp, dessen o wird von
einer durchgestrichenen Mo-
schee gebildet. Dazu kommen
noch der Slogan �Deshalb pro
NRW� und die Internetadresse.
Entlehnt wurde das Motiv von
der rassistischen Schweizer I-
nitiative für ein Moscheebau-
verbot, hinter der in erster Linie
die Schweizerische Volkspartei
(SVP) steckte.

Völkischer Rassismus
�Zuwanderung begrenzen, Is-
lamisierung stoppen� ist dazu
passend das erste Kapitel des
Landtagswahlprogramms über-
schrieben und in der Tat bildet
völkischer Rassismus, der sich
als Antiislamismus darstellt,
den wichtigsten Teil der inhaltli-
chen Aussagen. Perfiderweise
beginnt der genannte Teil mit
einer Erinnerung an die sozial-
liberale Bundesregierung unter
Willy Brandt und dem von ihr
verhängten Anwerbestopp
ausländischer Arbeitskräfte im
Jahr 1973. Es folgen die übli-
chen rassistischen Kampfbeg-
riffe: �Masseneinwanderung�,
�drohende Überfremdung�, �Pa-
rallelgesellschaften�. Bis dahin
also nichts Neues.

Neuer Zungenschlag
Dann aber kommt ein neuer
Zungenschlag ins Spiel: Unter-
schieden wird zwischen �ehrli-

che(n) Einwanderer(n) aus
Italien, Griechenland, Spanien,
Portugal, Vietnam� einerseits
und der �türkische(n) � und re-
gional arabische(n) � Einwan-
derergruppe�, die �eine starke
Tendenz zur Bildung einer Pa-
rallelgesellschaft� habe. Schuld
daran sei, so pro NRW, �die is-
lamische Religion dieser Ein-
wanderer�. Weiter geht es dann
mit einer antiislamischen Sua-
da.

Rassismus kulturell und reli-
giös bemäntelt
Dass der Islam nur ein Vor-
wand ist, hinter dem sich der
alte rechte Rassismus verbirgt,
zeigt die sich anschließende
Forderung �eine strikte Begren-
zung der Einwanderung...pro
NRW sagt NEIN zur Einwande-
rung in unsere Sozialsysteme,
zu Asylmissbrauch, Überfrem-
dung und Islamisierung�. Es ist
sicherlich nicht falsch zu be-
haupten, dass pro NRW den
seit etwa 10 Jahren grassie-
renden Antiislamismus, be-
nutzt, um an eine scheinbar
erfolgreiche Bewegung anzu-
knüpfen und ihren Rassismus
als kulturell und religiös moti-
viert zu bemänteln.
Auf den ersten flüchtigen
Blick antikapitalistisch er-
scheinend
Das es darum geht, zeigen
auch die Forderungen im Ka-
pitel �Soziale Gerechtigkeit
schaffen�, das insgesamt einen
neuen Aspekt im Programm
bildet. Soziale Themen tauch-
ten erstmals in Ansätzen in den
Kommunalwahlprogrammen im
vergangenen Jahr auf. Vorher
war pro Köln, pro NRW führte
damals noch ein Schattenda-
sein, programmatisch eher eine
typische Mittelstandspartei, bei
der es kaum einen sozialen
Anspruch gab. Mit den Über-
schriften �Turbo-Kapitalismus
stoppen � soziale Marktwirt-
schaft neu beleben� sowie �Das
Börsen-Casino schließen, den
Finanzmarkt regulieren und
Anlagesicherheit wiederher-
stellen� und den ihr folgenden,
auf den ersten flüchtigen Blick
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antikapitalistisch erscheinenden
Ausführungen (�Sofortige Ein-
führung eines Mindestlohns...�),
springt pro NRW wieder auf ei-
ne Bewegung auf, deren Forde-
rungen ihr mehrheitsfähig zu
sein scheinen.

Einwanderer sind keine
Staatsbürger
Um was es wirklich geht, wird
wenige Zeilen weiter klar: �Um-
gekehrt haben auch die Hilfs-
bedürftigen alle zumutbaren
Anstrengungen zu unterneh-
men, der Solidargemeinschaft
nur solange zur Last zu fallen,
wie es unvermeidlich ist. Aus-
ländische Dauertransferemp-
fänger sollen dagegen in einem
rechtstaatlich geordneten Ver-
fahren zügig in ihre Heimatlän-
der abgeschoben werden...
Nordrhein-Westfalen braucht �
wenn überhaupt � nur Zuwan-
derer, die uns nutzen, und nicht
solche, die uns ausnutzen�.
Letzteres ist übrigens ein fast
wörtliches Zitat des ehemaligen
bayerischen Innenministers und
späteren Ministerpräsidenten
Günther Beckstein.
Dass es Beisicht und seinen
Gesinnungsgenossen um völki-
sches, rassistisches Denken
geht, machen sie deutlich, in-
dem sie immer wieder aus-
drücklich von Staatsbürgern,
denen geholfen werden müsse,
reden. Einwanderer aber sind
häufig eben keine Staatsbür-
ger.  Das der geforderte �Fami-
lienkredit� und der
�zinsgünstige Kredit in Höhe
von bis zu 20.000 �� zur �Stei-
gerung der Geburtenrate der
einheimischen Bevölkerung
beitragen� soll, verwundert
dann kaum noch.

NRW-Wahlprogramm ist ein
rassistisches Machwerk
Alles in allem handelt es sich
beim pro NRW-Wahlprogramm
einerseits um ein rassistisches
Machwerk, wie man es von den
Protagonisten erwarten kann.
Mit der starken Betonung des
Antiislamismus und einer Reihe
scheinbar sozialer Forderungen
werden allerdings neue As-
pekte gesetzt, die Antifaschis-

tinnen und Antifaschisten in
ihrer Argumentation berück-
sichtigen sollten.

Peter Trinogga

Arbeitsgruppe 2:
Der herrschende Kampf
gegen Extremismus ist
der Kampf der Herr-
schenden:
Kritik des Extremismus-
begriffs und der ent-
sprechenden Praxis.
Extremismusforschung und ihre
Umsetzung in der politischen
Praxis durch die Organe der
Innenministerien ist keine neue
Erscheinung. Antifaschistinnen
und Antifaschisten müssen sich
jedoch damit auseinander-
setzen, dass sich mit der
Koalitionsvereinbarung der
CDU/CSU/FDP-Bundes-
regierung ihre Bedrohungslage
verschärft hat. Darin liest sich
der Arbeitsauftrag für das
Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
wie folgt:

�Die Entwicklung und Stärkung
von Toleranz und Demokratie
ist ein zentrales Ziel der Kinder-
und Jugendpolitik. Durch ein
umfassendes Unterstützungs-
programm, das stets evaluiert
wird, wollen wir Kinder und
Jugendliche und alle anderen
Akteure vor Ort in ihrem
Engagement für Vielfalt,
Toleranz und Demokratie,
Menschenwürde und Gewalt-
freiheit gegen Rechts- und
Linksextremismus, Fremden-
feindlichkeit und Antisemitismus
motivieren und unterstützen�.
Weiter heißt es: �Gewalttätige
und extremistische Formen der
politischen Auseinandersetzung
nehmen wir nicht hin.
Extremismen jeder Art, seien es
Links- oder Rechts-
extremismus, Antisemitismus
oder Islamismus, treten wir
entschlossen entgegen. � Die
Ursachen von Extremismus
wollen wir mit einem
langfristigen Engagement und
einer nachhaltigen Prävention
bekämpfen. Aussteiger-
programme gegen

Extremismus werden wir
weiterentwickeln, ihre
Finanzierung sicherstellen und
dabei Schwerpunkte in
gefährdeten Regionen setzen.
Die Aufgabenfelder des Fonds
für Opfer rechtsextremistischer
Gewalt sowie des Bündnisses
für Demokratie und Toleranz
sollen auf jede Form
extremistischer Gewalt
ausgeweitet werden. Und
weiter geht es um �Die
Fortführung der vom Bund
geförderten Programme gegen
Rechtsextremismus als
�Extremismusbekämpfungsprog
ramme� unter Berücksichtigung
der Bekämpfung links-
extremistischer und
islamistischer Bestrebungen
sowie die Erstellung eines
Jahresberichts der Bundes-
regierung zur Aufarbeitung der
SED-Diktatur.�
Inzwischen hat das beauftragte
Schröder-, vormals Köhler-
Ministerium erste Schritte zur
Umsetzung dieses Auftrages
eingeleitet. Erstens wurden
Mittel aus Bundesprogrammen
gegen �Rechtsextremismus� zu
Teilen umgeschichtet um der
imaginierten Gefahr durch den
�Linksextremismus� entgegen-
zuwirken. Und zweitens werden
Projektträger, die Gelder aus
den Bundesprogrammen
�VIELFALT TUT GUT. Jugend
für Vielfalt, Toleranz und
Demokratie� oder �kompetent.
für Demokratie � Beratungs-
netzwerke gegen
Rechtsextremismus� unter
Generalverdacht links-
extremistischer, verfassungs-
feindlicher Aktivitäten gestellt
und von den Staatsschutz-
organen vor einer Mittelzu-
weisung durchleuchtet. Das
jedenfalls ergab eine
ministerielle Antwort auf eine
kleine Anfrage der
Bundestagsabgeordneten der
Linkspartei, Ulla Jelpke.

Nicht zu unterschätzen sind
schließlich auch die
publizistischen Initiativen, die
die Verfassungsschutzämter in
den letzten Jahren forciert
haben. Nachdem
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beispielsweise der
Verfassungsschutz in NRW vor
einigen Jahren die Comic-Figur
�Andi� auf Ausstellungen und in
Schulen auf Reisen geschickt
hatte, um die Jugend vor
(Rechts-)Extremismus zu
schützen, liegen inzwischen
drei Andi-Comic-Hefte �CoDeX
Comic für Demokratie und
gegen Extremismus� in
Massenauflage vor: Andi1
gegen �Rechtsextremismus�,
Andi2 gegen islamistischen
Extremismus und Andi3 gegen
�Linksextremismus�.
Diesen und zahlreichen
anderen Publikationen,
darunter selbstredend auch die
jährlichen sog.
�Verfassungsschutzberichte�,
gemeinsam ist die Denun-
ziation linker und antifaschi-
stischer Arbeit als Variante des
auch von �Rechtsextremisten�
geführten Kampfes gegen die
freiheitlich-demokratische
Grundordnung und die
Staatsorgane der BRD.

Totalitarismusdoktrin
Die ideologischen Wurzeln des
�Extremismusbegriff� sind in der
�Totalitarismusdoktrin� zu
finden. Diese wiederum ist
sozialpolitisch zurück zu führen
auf die Kämpfe der
aufstrebenden Bourgeoisie der
aufkommenden kapitalistischen
Gesellschaftsordnung,
einerseits gegen die alte Klasse
der (in Deutschland in

besonderer und erfolgreicher
Weise) um ihre Macht
kämpfenden Aristokratie, und
andererseits gegen die junge
Arbeiterklasse, die die
Bourgeoisie als ihren
Totengräber befürchten musste.
So lassen sich erste
ideengeschichtliche Ursprünge
der Totalitarismustheorie bereits
zur Zeit der französischen
Revolution nachweisen.

Erste theoretische
Geschlossenheit erhielt die
Totalitarismustheorie in Italien
in den 1920er Jahren durch
den bürgerlichen
Antifaschismus, getragen von
sozialdemokratischen Kräften,
der sich mit dem Widerstand
gegen Mussolini zugleich
erstmals in vergleichender
Weise gegen die junge
Sowjetunion unter Stalin
wandte.

Es waren in den 1950er Jahren
der deutsche Politologe Carl
Joachim Friedrich und sein US-
amerikanischer Kollege
Zbigniew Brzezinski, die die
Totalitarismustheorie in die bis
heute gültige Fassung
brachten. Sie führten keine
soziologischen, politologischen
und empirischen Forschungen
über Staaten mit �totalitärer
Durchdringung aller
gesellschaftlichen Bereiche�
durch, um politologisch
beschreibbare
Gemeinsamkeiten zu ermitteln,
sondern legten per Setzung,

also normativ sechs Merkmale
für eine �totalitäre
Gesellschaftsordnung� fest.
Bezugspunkte waren der
Faschismus und die
(stalinistische) Sowjetunion.

Diese kurze tabellarische
Darstellung der wesentlichen
Inhalte der �Totalitarismus-
doktrin� zeigt auf, es gibt keine
wissenschaftlich ermittelte,
inhaltliche Begründung,
sondern diese Doktrin ist eine
normative, formal �
konstitutionelle Setzung.
Weiteres Wesensmerkmal all
der angeblichen Merkmale
�Totalitärer Staaten� ist die
entschiedene Verharmlosung
des Faschismus.

Das erklärt auch, warum dieses
Modell keine Konstanz in der
Anwendung finden konnte. Es
waren die jeweils aktuellen
politischen Interessen, die die
�wissenschaftliche� Bedeutung
in den politischen Konjunkturen
bestimmten, die
Totalitarismusdoktrin war und
ist immer nur ein politischer
Kampfbegriff. Er hatte in
Deutschland große
innenpolitische Bedeutung bis
1933, als die Parteien der
Arbeiterbewegung es nicht
vermochten, gemeinsam den
aufkommenden Faschismus zu
verhindern. Erneut einen
Aufschwung bekam die Doktrin
1939 mit dem �Hitler-Stalin-
Pakt�, bevor er dann in der Zeit
der Antihitlerkoalition 1941-45

Merkmal Skizzenhafte Anmerkung

Dominanz einer Ideologie Die faschistische Rassentheorie, den �Gesetzen der Natur� verpflichtet, wird mit der marxistischen Lehre von der Gesetzmäßigkeit
historischer Entwicklungen als Geschichte von Klassenkämpfen formal gleichgesetzt, weil beide Lehren bestimmend für den
gesellschaftlichen Alltag gewesen seien.

Terror Der russische GULAG war als staatlicher Terror gegen �feindliche Klassen� aufgebaut, zugleich gerichtet gegen tatsächliche oder
vermeintliche Gegner in den eigenen Reihen. Dieses Herrschafts-Sicherungsprogramm wird gleich gesetzt mit dem rassistischen
Vernichtungsprogramm gegen ganze Völker. Gefährlicher kann die Verharmlosung des Faschismus kaum ausfallen. Zumal mit dieser
�Theorie� nicht erklärbar ist, wieso der Faschismus nur gewaltsam von außen überwunden werden konnte, die Sowjetunion aber aus
eigener Kraft ihre Gulags abschaffte.

Monolithisches
Einparteiensystem

Diese Setzung mit Blick auf den Faschismus ist Unfug: Der Faschismus war zwar faktisch ein Ein-Parteien-System, bestimmend
jedoch waren Kompetenzkämpfe auf allen politischen Ebenen. Zutreffender ist der Begriff der Polykratie. Auch in den sozialistischen
Ländern war bestimmend nicht ein Ein-Parteien-System, sondern der Versuch, der Arbeiterklasse die politische Führung von Staat und
Gesellschaft zu sichern. Die formale Gleichbehandlung dieser politischen Ordnungen ist hahnebüchend.

Zentral gelenkte
Befehlswirtschaft

Diese Setzung zielte auf eine Inkriminierung jeglicher Verstaatlichungsvorstellungen. Es hat im Faschismus nie eine Verstaatlichung
der Wirtschaft gegeben, im Gegenteil, die �Führerwirtschaft� konnte zu allen Zeiten eine relative Autonomie erhalten.

Staatliches Waffenmonopol Dieses gesetzte Merkmal ist nun völliger Blödsinn: Konstitutiv für jeden Staat ist sein Beharren auf dem Gewaltmonopol und alleine
Verfügungsgewalt über alle Repressionsorgane.

Zentralisierte
Kommunikationsmittel

Dieses scheint mir das einzige der sechs Merkmale zu sein, die formal beide Gesellschaftsordnungen aufweisen: Soweit es
abzusichern war, gab es ein staatliches Nachrichtenmonopol.

Diese kurze tabellarische Darstellung der wesentlichen Inhalte der �Totalitarismusdoktrin� zeigt auf, es gibt keine wissenschaftlich ermittelte, inhaltliche Begründung,
sondern diese Doktrin ist eine normative, formal�konstitutionelle Setzung. Weiteres Wesensmerkmal all der angeblichen Merkmale �Totalitärer Staaten� ist die
entschiedene Verharmlosung des Faschismus.
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erneut an Bedeutung verlor, um
dann mit Entstehen des Kalten
Krieges vor allem die
Wiedereingliederung
ehemaliger Nazis in alle
staatlichen und wirtschaftlichen
Positionen ideologisch
abzufedern.

Mit dem Reformstau und der
außenpolitischen Notwendigkeit
der �Entspannungspolitik� der
1960er Jahre trat die
Totalitarismusdoktrin in ihre
größte Krise. Erst mit dem
Ende des realen Sozialismus
erfuhr die Totalitarismusdoktrin
eine wirkmächtige
Wiedergeburt � als
Extremismusdoktrin, die nicht
mehr Staaten, sondern nun
Bewegungen zum Gegenstand
hat.

Extremismusdoktrin
Die Politikwissenschaften
ließen es sich zu Beginn der
1990er gefallen, vom
Verfassungsschutz einen
Forschungsgegenstand
vorgesetzt zu bekommen. Dem
Staatsorgan ist es gelungen,
wesentlichen Einfluss auf
Forschung und Lehre zu

nehmen.

Namentlich haben den
Extremismusbegriff eingeführt:
Armin Pfahl-Traughber, fester
Mitarbeiter beim
Verfassungsschutz, danach
FH-Professor, der Politologe
Eckhard Jesse von der TU
Chemnitz und inoffizieller
Mitarbeiter Verfassungsschutz

sowie Uwe Backes vom
Hannah-Arendt-Institut
Dresden, ebenfalls inoffizieller
Mitarbeiter Verfassungsschutz.

Die Extremismusdoktrin besagt,
Links- und Rechtsextremismus
seien sich einig in der
Ablehnung des demokratischen
Verfassungsstaates und seiner
freiheitlich-demokratischen
Grundordnung (FDGO) und
beide seien letztlich bereit, ihre
Haltung auch mit Gewalt �
sprich Terror � durchzusetzen.
Das Postulat des
Rechtsextremismus von der
Ungleichheit der Menschen
Rassismus sei mit der FDGO
ebenso unvereinbar wie die
These des Linksextremismus
von der Gleichheit der
Menschen, die die Unter-
drückung individueller
Freiheiten legitimiere. Gerne
dargestellt wird diese Doktrin in
einem Hufeisenmodell, dessen
Merkmal eine Mitte ist, und ein
Rand, der sich an den Enden
annähert.
Gerne wird die
�Annäherungsthese� begründet
mit der angeblichen

Zerschlagung Weimars durch
die Kämpfe von Rechts und
Links mit dem gemeinsamen
Ziel, die ungeliebte Weimarer
Demokratie zu zerschlagen.
Die �Wissenschaftler� des
Staatsschutzes verzichten bis
heute nicht auf diese von
Historikern klar widerlegte
These, weil die Abschaffung der

Weimarer Ordnung und die
Machtübertragung an den
Faschismus durch Teile des
deutschen Großkapitals und
der politisch konservativen
Strömung die
Extremismusdoktrin in ihren
Grundfesten erschüttert.
Im Modell der
Extremismusdoktrin wiederholt
sich die Methodik der
Totalitarismusdoktrin:
Bestimmend ist eine
konstitutionelle Verortung des
Extremismus. Allein die
Stellung zur Verfassung ist
relevant, eine inhaltliche
Beurteilung wird gar nicht erst
angestrebt. Dabei obliegt es
dem �Verfassungsschutz�
festzustellen, wer
verfassungswidrig sei. Die in
der Vergangenheit häufig
eigenwillige Art dieses Amtes,
aber auch anderer staatlicher
Ämter, die Verfassung zu
interpretieren, ist in den letzten
Jahren mehrfach zu Tage
getreten (Luftsicherungsgesetz,
Datenvorratsgesetz u.a.). Doch
Kritik an diesem Amt ist per
Definitionem unzulässig und �
extremistisch.

In besonderer Weise liegt im
Fadenkreuz
linksextremistischer
Beobachtungen des
Verfassungsschutzes der
Antifaschismus. Beispielgebend
sei aus dem erwähnten Comic
Andi3 zum Antifaschismus
zitiert:

�Linksextremisten verstehen
sich nicht einfach als Gegenpol
zu Rechtsextremisten. Mit dem
Begriff �Antifaschismus�
verfolgen sie weitergehende
Ziele. Im Zentrum ihrer
Ideologie steht die Bekämpfung
des Staates und des
Kapitalismus, in dem sie die
eigentliche Ursache und Wurzel
des Faschismus sehen. In
diesem Sinne beteiligen sie
sich oft an Demonstrationen
gegen Rechtsextremisten oder
veranstalten diese selbst: nicht,
um die bestehende
demokratische Ordnung zu
stärken, sondern um zu
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beweisen, dass ihre Ideen
besser als die jetzige Staats-
und Wirtschaftsform sind. Vor
allem sprechen
Linksextremisten mit dem
Slogan �Faschismus ist keine
Meinung, sondern ein
Verbrechen� ihrem politischen
Gegner alle demokratischen
Rechte ab, zu denen natürlich
auch das Recht zu
demonstrieren gehört.�
Bewertungen
Definitionsmacht
Wer die Mitte definieren kann
ist fein raus. Keine weitere
Begründung ist erforderlich, die
Begriffsbestimmung
�Extremismus� ist formal und
konstitutionell und entzieht sich
einer inhaltlichen Diskussion,
sie entzieht sich dem Zwang
einer inhaltlichen Belegung.
Beispiel
Verfassungsfeindlichkeit: Eine
(partielle) Ablehnung der
Verfassung wird (im
Bedarfsfalle) als
verfassungsfeindlich eingestuft,
obwohl das Grundgesetz selber
Spielraum für die Diskussion
seiner selbst zulässt.
Diese Vorgehensweise ist
attraktiv für Menschen, die
Missstände (in der
Verfassungswirklichkeit) in
Ruhe hinnehmen wollen oder
die schlicht Ruhe im Land
wollen � per Abgrenzung vom
�Extremismus� sind sie einfach
mittig u. akzeptiert. Rassismus,
Antisemitismus usw. aus der
�Mitte� der Gesellschaft ist per
se legitimiert und stößt
allenfalls an die Grenzen, wo
außen- und
außenwirtschaftspolitische
Interessen gefährdet sein
können.
Ein weiteres Merkmal am
Beispiel der oben
angesprochenen
�Antifaschismus-Definition� ist,
dass die kapitalistische
Verfasstheit der Bundesrepublik
schlicht zur Verfassungsnorm
deklariert wird. Dabei ist das
Grundgesetz in der Frage der
Wirtschaftsordnung explizit
nicht festgelegt! (Erst der in

Verfassungsrang stehende
Lissabon-Vertrag der EU
schließt diese �Lücke� des
Grundgesetzes). Diese
Verbiegung der
Verfassungsordnung durch den
Verfassungs�schutz� zieht
weiter nach sich, dass die
kapitalistischen Strukturen und
Voraussetzungen für
Faschismus nicht beachtet
werden dürfen. Wer es
dennoch unternimmt � der
muss Extremist sein.

Summa summarum: Mit der
Definitionsmacht des
Verfassungsschutzes und
anderer Staatsorgane kann
�Extremismus� ohne Beleg
imaginiert und verfolgt werden
� Das weckt Erinnerungen an
den �Hexenhammer�.
Missbrauch
Die Staatsschutzorgane nutzen
ihre Definitionsmacht und
machen unter dem Schlagwort
�wehrhafte Demokratie� Jagd
auf unliebsame Linke.

 Das Familienministerium
stellt antifaschistische
Gruppen unter
Generalverdacht und
Überwachung durch den
Verfassungsschutz, wenn sie
die Aufnahme in ein Anti-
Rechts-Förderprogramm der
Bundesregierung beantragen.

 Es wird ein Klima der
Desavouierung der Antifa
aufgebaut. Nahezu allen
Medien erschien es völlig
legitim, die Dresdner
Blockade der Nazis durch
Antifaschistinnen und
Antifaschisten völlig zu
verschweigen.

 Die VVN-BdA wird permanent
durch den Verfassungsschutz
diskriminiert. Raus in den VS-
Bericht, wieder rein in einer
Vorab-Version (Bericht 2008),
wieder raus usw. - Permanent
wird versucht, die VVN-BdA
zu � für den
Verfassungsschutz �
gefälligem Verhalten zu
zwingen.

 Für jede/n einzelnen
Antifaschistin/en bedeutet

das ständiger
Anpassungsdruck, bestraft
wird mit Ausgrenzung

 Von großer und
zunehmender Bedeutung ist
die Positionierung der
Bundeswehr gegen
�Bedrohungsszenarien�,
sprich gegen �Extremismus�,
sofern er eine �Terrorgefahr�
darstellt. Die EU wurde
verfassungsrechtlich
vorgeschickt: EU-
Militäreinheiten haben die
Aufgabe, innerhalb der EU
Terror zu bekämpfen � ein
Bedrohungsszenarium, das
politische Streiks mit
einschließt!

Wie kann es sein, dass das
Programm der �wehrhaften
Demokratie� keineswegs die
Demokratie und demokratische
Grundrechte verteidigt?
Hintergrund des Konzeptes
�wehrhafte Demokratie� ist die
sog. �Konstitutionelle Diktatur�,
die Brzezinski und Friedrich bei
der Weiterentwicklung der
Totalitarismusdoktrin 1957
konzipiert haben: Sie haben die
Totalitarismusdoktrin
keineswegs als Gegenstück zur
Demokratie verstanden,
sondern die erwähnte
�Konstitutionelle Diktatur�. Sie
mahnten damit �diktatorische�
Rechte an, z.B. für eine
antifaschistische Erziehung der
Deutschen.

Gewalt
Ein wichtiges Merkmal in der
Anwendung der
Extremismusdoktrin durch den
Staatsschutz ist die immer
wiederkehrende Gleichsetzung
von Linker und Rechter Gewalt.
Die beiden folgenden Tabellen
sind beispielgebend dem
aktuellen
Verfassungsschutzbericht
entnommen.

Merkmale dieser Vergleiche
sind: Erstens wird � wie auch
bei der historischen
Totalitarismusdoktrin �
faschistische Gewalt in
bedrohlicher Weise
verharmlost. Wenn Nazis mit
Todestransporten und
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Gaskammern drohen, meinen
sie es ernst. Sie haben diese
Ernsthaftigkeit seit den 1990ern
Jahren mit über 130 Morden
unter Beweis gestellt. Dieses
Gewaltpotential ist strukturell in
der Linken unvorstellbar. Und
schließlich werden linke
�Gewalttaten�, die in der
Abwehr faschistischer
Provokationen, schlicht
Statistiken wie der oben
angegebenen zugeordnet.

Und zweitens legitimiert diese
Gleichsetzung rechter und
linker Gewalt in
selbstreferentieller Weise
staatliche Gewalt gegen den
Antifaschismus. Nazis
verstehen diese Sprache und
fühlen sich - zu Recht - immer
wieder ermuntert, zum auch
gewaltsamen Kampf gegen ihre
Gegner aufzurufen.

Soziale Auseinandersetzun-
gen
Der Verfassungsschutz NRW
wirft in seinem Bericht 2008, S.
18, der Linken vor, sie will den
Kapitalismus überwinden.
�Insbesondere will sie das
�kapitalistische System�

überwinden und strebt � unter
positiver Bezugnahme auf
Lenin und Marx � eine
sozialistische Staats-,
Gesellschafts- und
Wirtschaftsordnung in der
Bundesrepublik an.�
Der NRW-Ministerpräsident hat
diesen verfassungsfeindlichen
Umgang mit der
Landesverfassung auf dem
Höhepunkt der Bankenkrise
2009, als die Banken
unvorstellbare Staatsgelder
einstrichen, auf die Spitze
getrieben. �Wer ein solches
Programm beschließt, steht
nicht auf dem Boden des
Grundgesetzes�, warf er der
Linkspartei vor, als diese in
ihrem Programm die
Energieversorgung �in
öffentliches und demokratisch
kontrolliertes Eigentum�
forderte. Rüttgers übersah
schlicht die Sollvorschrift der
Landesverfassung,
�Grundstoffe� seien in
öffentliches Eigentum zu
überführen.
Wieder zeigt sich derselbe
Mechanismus: Per

Definitionsmacht deklarieren
Verfassungsschutz u.a.
Staatsorgane sozialpolitische
Angriffe auf kapitalistische
Strukturen als Extremismus.
Die Extremismusdoktrin
entpuppt sich in erster Linie als
(verfassungswidriger) Schutz
der kapitalistischen
Eigentumsverhältnisse.
Konsequenzen für die antifa-
schistische Arbeit
Geschichtsarbeit
Im legitimatorischen Zentrum
der Extremismusdoktrin steht
aktuell die Geschichtsarbeit in
Form der Universalisierung des
Faschismus und der Betonung
einer Opferrolle der Deutschen.
Besondere Bedeutung hat die
Delegitimierung des
antifaschistischen
Widerstandes in Buchenwald
(�Rote Kapos�), die
Delegitimierung der DDR, die
Vergleiche DDR/Faschismus in
den Gedenkstättenkonzepten
(Sachsen, Bund, Sachsen-
Anhalt).

Ziel in der Geschichtsarbeit ist
die Abschottung des

VS-Bericht 2008
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kapitalistischen Alltags vor einer
historischen Begründung
grundsätzlicher Kritik von links.
Das muss für Antifaschismus
Herausforderung sein,
Geschichtsarbeit zur
Legitimierung der
Extremismusdoktrin muss
attackiert werden.

Bündnisarbeit
Der Verfassungsschutz arbeitet
nicht nur offen zur Isolierung
der Antifa, häufig auch verdeckt
im Hintergrund. Es gibt
zahlreiche Beispiele, in denen
Staatsschutzorgane gezielt
Bürgermeister, (Kommunal-)
Politiker und Multiplikatoren in
der Jugendarbeit in
�antifaschistischer
Aufklärungsarbeit� gegen den
sog. �Linksextremismus�
einweisen. Diese
Einflussnahme in politischen
Debatten muss beendet und in
allen Einzelfällen an die
Öffentlichkeit gezerrt werden.
Denn im Kern geht es dem
Verfassungsschutz darum,
dass bündnispolitische Umfeld
des Antifaschismus zu
desavouieren, und diese
Strategie kann durchkreuzt
werden.

Sozialer und Antifa-Kampf
Die Extremismusdoktrin zielt,
wie oben gezeigt, (präventiv)
vorrangig auf die Bekämpfung
antikapitalistischer Tendenzen
in sozialen Kämpfen und
Unruhen. Antifaschismus
hingegen kann in soziale
Auseinandersetzungen
eingreifen und den
Schulterschluss mit diesen
Bewegungen suchen. Unsere
Aufgabe ist es dabei,
Argumente zu liefern gegen
den demagogischen
�Antikapitalismus von Rechts�.
Extremismus der Mitte
Größte Schwachstelle der
Extremismusdoktrin ist der
�Extremismus der Mitte�, für
dieses Phänomen hat er keine
Erklärungen. Beispiele:
 Die DNVP in Weimar war

eine antidemokratische

Partei, aber eine Partei �der
Mitte�. Als ihr Mitglied
Hugenberg 1933 als Minister
der Naziregierung erklärte,
�Sozial ist, wer Arbeit schafft�,
hat er praktisch das
Eingangstor von Auschwitz
�Arbeit macht frei� in Auftrag
gegeben.

 "Es wird ja so getan, als ob
der Senat die Kinder ins
Konzentrationslager schicken
wollte.� (zur Debatte über
höhere Kita-Gebühren,
Sarrazin November 2002).

 "Eine große Zahl an Arabern
und Türken in dieser Stadt,
deren Aufenthalt durch eine
falsche Migrationspolitik�
zustande gekommen sei,
hätte �keine produktive
Funktion, außer für den Obst-
und Gemüsehandel.� und

 �Ich muss niemanden
anerkennen, der vom Staat
lebt, diesen Staat ablehnt, für
die Ausbildung seiner Kinder
nicht vernünftig sorgt und
ständig neue kleine
Kopftuchmädchen
produziert.�(beide Sarrazin
September 2009 in Lettre
international)

Zum Thema �Extremismus der
Mitte� die Buchempfehlung
�Rosen auf den Weg gestreut�
(siehe Literaturliste).

Verwendete Literatur

 Veröffentlichungen des Innenministeriums des
Landes Nordrhein-Westfalen

 CoDeX Comic für Demokratie und gegen
Extremismus, Andi: 1 - Rechts, 2 - Islam, 3 - Links

 Verfassungsschutzbericht über das Jahr 2008

 Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen,
Aufgaben - Befugnisse � Kontrolle

 Linksextremismus in NRW
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Realitätsverleugnung: Das neue Extremismus-
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Wiegel, Gerd: Totalitarismus und Extremismustheorie
� Historische Genese und politische Funktion. In
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4.10.2002

Wippermann, Wolfgang: Dämonisierung durch
Vergleich: DDR und Drittes Reich. Rotbuch, Berlin
2009

Wippermann, Wolfgang: Totalitarismustheorien. Die
Entwicklung der Diskussion von den Anfängen bis
heute. Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darm-
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Detlev Peickert

Arbeitsgruppe 3:
Das Verbot und die
Auflösung von Nazi-
Kameradschaften, NPD
und �autonomen Natio-
nalisten� gegen die Re-
gierung durchsetzen
heißt in NRW, erstmal
mit der Spitzelarbeit des
Verfassungsschutzes
aufzuhören.
Die NPD ist der zentrale Geg-
ner
Kameradschaften, �autonome�
Nationalisten sind als Hilfstrup-
pen für die Faschisten unver-
zichtbar. Sie finden jedoch ihre
Grenzen an staatlichen Struktu-
ren, mit denen sie nur schwer
umgehen können. Die NPD
kann - Zurzeit besser als alle
anderen Nazi-Parteien - den
Zusammenhang zwischen den
einzelnen Gruppierungen her-
stellen. Sie verfügt über eine
Strategie zur Eroberung der
staatlichen Macht.

Das die NPD über sich als
Partei hinaus denken kann,
wird deutlich aus einem Zitat
des NPD-Bundesvorsitzenden
Udo Voigt im März 2000 im
bayerischen Mühlhausen:
�Die NPD ist der Weg, das
Reich ist das Ziel�.
Die führenden Funktionäre der
NPD denken in Schrittfolgen.
Dresden, die Erringung parla-
mentarischer Funktionen und
andere Aktionen sind nur Teile
einer Kette, die alle dem Ziel
der Erringung der staatlichen
Macht dienen.

http://www.news.de,
http://www.news.de,
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Schulungszentren des Fa-
schismus
Insbesondere die parlamentari-
schen Funktionen spielen dabei
eine zentrale Rolle. Die Land-
tagsfraktionen sind für die NPD
Schulungszentren des Fa-
schismus und Geldquelle. Zum
Beispiel kassiert die NPD-
Landtagsfraktion Mecklenburg-
Vorpommern, während der
fünfjährigen Legislaturperiode
ohne eine einzigen Handschlag
zu tun, sechs Mill. �.
Oft können die Faschisten in
den Parlamenten keine nach-
haltige Politik betreiben. Das
problematische ist dabei jedoch
der Gewöhnungseffekt für die
Bevölkerung. Ab einem be-
stimmten Punkt gehören die
Nazis dann einfach dazu.

Stellung der Parteien zum
NPD-Verbot
Die Basis der Linken hat die
nonpd-Kampagne vorbehaltlos
unterstützt. Die SPD hat bisher
als einzige Partei eine klare
Aussprache für ein NPD-
Verbot. Während die Grünen
gegen ein NPD-Verbot sind,
obwohl sie jedoch gegen die
Neonazis sind.

Die FDP ist ein fanatischer
Gegner des NPD-Verbotes.
CDU/CSU haben ein instru-
mentelles Verhältnis zu den
Neofaschisten (mal so mal so).

Insgesamt ist das Verhältnis
der Parteien zum Neofaschis-
mus durch Unkenntnis und
teilweise auch durch Dummheit
gekennzeichnet. Hier einige
Beispiele:

 Man will die NPD nicht durch
ein Verbot aufwerten. Also
einfach ignorieren, nicht be-
achten was die Nazis so trei-
ben.

 Die Illegalität sei nutzlos, da
sich die Neonazis davon nicht
beeindrucken ließen. Außer-
dem hätte man dann keinen
Überblick über deren Aktivi-
täten mehr.

 Die Neonazis passen gut in
die Extremismusdebatte über
die Links- und Rechtsextre-

misten und können so gegen
die sozialen Bewegungen
instrumentalisiert werden.

Der Verfassungsschutz
In Deutschland gibt es nicht
den Verfassungsschutz. Es
handelt sich dabei um 16 Lan-
desämter und ein Bundesamt.
Das Bundesamt ist dabei nicht
weisungsberechtigt.

Jeder Organisation immanent
ist:

1.  Das Sichern des eigenen Ü-
berlebens als Organisation.

2.  Das weitere Wachstum der
Organisation.

Das trifft selbstverständlich
auch auf die Verfassungs-
schutzämter zu. Nur durch
Zwang gelingt es in der Regel
Änderungen herbeizuführen.

Die Verfassungsschutzämter
unterstehen den jeweiligen In-
nenministern. Im Unterschied
zu den Ministern sind die Chefs
des Verfassungsschutzes je-
doch Beamte, die sich nicht
Wahlen stellen müssen. Wäh-
rend die Minister �kommen und
gehen� bleiben die Chefs.
Es muss schon erheblicher
Druck aufgebaut werden um
eine Änderung der Haltung des
Verfassungsschutzes herbei-
zuführen.
Inzwischen sind jedoch bereits
ca. ein Drittel der Landesin-
nenminister für ein Verbot der
NPD. Darunter ist auch Lorenz
Caffier, Landesinnenminister
Mecklenburg Vorpommern,
CDU-Mitglied, der die Neofa-
schisten hautnah im eigenen
Land erleben muss.

Der deutsche Faschismus ist
heute handlungsfähiger
Über den historischen Zeitraum
ab den 70. Jahren betrachtet,
ist der deutsche Faschismus
heute handlungsfähiger. Da-
mals waren Nazi-Aufmärsche
mit kleinen Teilnehmenden-
zahlen bereits aufsehen erre-
gend, während heute � wie z.B.
am 23. Februar 2010 in Dres-
den � mehrere tausend Fa-

schisten mobilisiert werden
können.
Den Spies umdrehen
Heute liegt die Initiative noch
bei den Faschisten. Sie
bestimmen Ort, Zeit und die
Aktionsform, während die anti-
faschistischen Kräfte darauf re-
agieren müssen.
Auch in Dresden war das so.
Aus dem Erfolg der Antifa-
schisten in Dresden, den Auf-
marsch durch Blockaden
verhindert zu haben, ergeben
sich jedoch Möglichkeiten den
�Spies� umzudrehen und stra-
tegisch in die Offensive zu
kommen.

Die Initiative in die Hand be-
kommen
Insgesamt sollten die Antifa-
schistinnen und Antifaschisten
Aktionsformen präferieren, mit
denen sie von der �Reaktion
zur Aktion� kommen. Sie sollten
unabhängig �aus sich heraus�
tätig werden.
 Die nonpd-Kampagne der

VVN-BdA5 ist ein Mittel die I-
nitiative zurück zu gewinnen.
Hier können unabhängig von
den jeweiligen Aktivitäten der
Neonazis eigene Akzente ge-
setzt werden.

 Die zunehmende Vernetzung
der Antifaschistischen Kräfte
ist ein weiterer Baustein. Da-
bei sollten alle zur Verfügung
stehenden Medien genutzt
werden. Außerdem sollten
hier die vielfältigen Kontakte
und Bündnisse mit einfliesen.

 Um auch �Duisburg stellt sich
quer!� (27./28. März 2010)
zum Erfolg zu machen, soll-
ten hier die Erfahrungen aus
Dresden einfliesen6

 Der 8. Mai 2010 - 65. Jah-
restag der Befreiung vom Fa-
schismus 1945 - sollte dieses
Jahr zentraler Ankerpunkt
sein, um die Initiative in die
Hand zu bekommen. Der Tag
der Befreiung ist ein Grund

                                              
5 siehe www.npd-verbot-jetzt.de

6 siehe www.duisburg-stellt-sich-quer.de

http://www.npd-verbot-jetzt.de
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zu feiern. Es ist den Antifa-
schistinnen und Antifaschis-
ten gelungen die Faschisten
zu besiegen. Die riesigen
Opfer dazu waren nicht um-
sonst.

Thomas Willms

Arbeitsgruppe 4:
Deutschland wird am
Hindukusch verteidigt,
aber auch an der Villa
Hügel.
Der neue deutsche Mili-
tarismus
Meine Ausführungen möchte
ich mit zwei Zitaten beginnen.

Conrad Schuhler schreibt in ei-
ner neuen ISW-Veröffent-
lichung:

�Die Teilung in Menschen im
Überfluss und solche in Not
und Unsicherheit findet sich
zunehmend in den
�Wohlstandsgesellschaften�
selbst: Gute Arbeit, Mitgestal-
tung und Konsum für Wenige,
sinnentleerte Arbeit, Komman-
dostrukturen und Existenzmi-
nimum für Viele. Die soziale
Spaltung reißt weiter auf, die
Zahl der �Verlierer� wird national
und global weiter zunehmen.
Zäune um die Wohlstandsin-
seln zu errichten, wird nicht ge-
nügen. Die wachsenden
Massen der Armen und Hoff-
nungslosen müssen unter Kon-
trolle gehalten werden, und die
Kontrollmaßnahmen werden
um so mehr Zwang enthalten,
je mehr das Einverständnis o-
der das bloße Stillhalten der
Verlierer abnimmt. National
müssen aus der Logik dieser
Art von Kapitalherrschaft Ele-
mente des Polizei- und Über-
wachungsstaates, international
der immer totaleren militäri-
schen Kontrolle erwachsen.
Dass in Deutschland der Ein-
satz der Bundeswehr im Innern
mit immer größerem Nachdruck
gefordert wird, beleuchtet diese
Entwicklung ebenso wie die
Behauptung, dass man in Af-
ghanistan keinen altmodischen
Krieg, sondern militärische
Entwicklungshilfe beim Aufbau
einer demokratischen Gesell-

schaft führen müsse. Solche
und ähnliche Aufgaben nach
innen und außen werden der
Bundeswehr und der NATO
nicht ausgehen. EU-Strategen
sehen die Hauptlinien, die zu
militärischen Konflikten führen,
nicht mehr zwischen den
Staaten, sondern zwischen den
Klassen in den einzelnen Ge-
sellschaften. Hier müsste �der
Westen� überall jederzeit militä-
risch eingreifen können, um in
den betreffenden Ländern Ord-
nungen in seinem Sinne durch-
setzen zu können.�
Der Militarismus ist ein Instru-
ment des Klassenkampfes �
und zudem verfassungswidrig,
wie das zweite Zitat zeigt.

Ein Kommentar aus der Süd-
deutschen Zeitung vom
25. Januar 2010 lautet aus-
zugsweise: "Zu den Grundfra-
gen, die der Afghanistan-Krieg
aufwirft gehört die Frage nach
der verfassungsrechtlichen
Grundlage solcher Einsätze.
Das Grundgesetz ist der blinde
Spiegel der Bundeswehr. Die
deutsche Armee schaut hinein,
sie sieht sich aber nicht mehr.
Die Bundeswehr im Sinn des
Grundgesetzes ist Vergangen-
heit, es gibt sie nicht mehr. Von
der neuen Bundeswehr aber
findet sich in der Verfassung
kein Wort. Die Bundeswehr
steht nicht mehr auf dem Bo-
den des geschriebenen Grund-
gesetzes - die Panzer im
Auslandseinsatz rollen an der
Verfassung vorbei, die Flug-
zeuge donnern darüber hinweg.
Der Verteidigungsminister
müsste heute, streng genom-
men, Kriseninterventionsmi-
nister heißen. Das Grundgesetz
sollte aber doch, ja es muss ein
Vademecum sein für alle
Staatsbürger in Uniform. Die
Antworten auf fundamentale
Fragen der Nation, die Antwort
auf die Fragen, in denen es um
die Staatsgewalt im Wortsinn,
um Leben und Tod geht, die
müssen in der Verfassung ste-
hen." (Heribert Prantl SZ, 25.
01.10)

Die �Zivilmilitärische Zusam-
menarbeit� von Bundeswehr,
Polizei, Geheimdiensten, Ka-
tastrophenschutzorganisatio-
nen und anderen Institutionen
ist seit kurzem mit Krisenstäben
und Kreiskommandos in allen
deutschen Landkreisen und
kreisfreien Städten etabliert.
Zudem werden massenweise
Reservisten, darunter viele
Rechtsextremisten, in diese Zi-
vilmilitärische Zusammenarbeit
im Innern und Äußeren einbe-
zogen.

Wer heute einsatzfähiger und
ausgebildeter Reservist ist, und
das sind mindestens eine Milli-
on Männer im Alter bis zu 60
Jahren, der muss nicht nur �
wie früher � mit Einberufungen
zu Übungen rechnen, sondern
mit Einsätzen wie in Heiligen-
damm und am Hindukusch.�
Mit Aktionen unter der Losung
"Nie wieder Soldaten gegen
Demokraten - Nein, zum Bun-
deswehreinsatz im Inland"
sollten Antifa- und Friedens-
bewegung gegen die militaristi-
sche Durchdringung der Kom-
munalpolitik protestieren.
Bundeswehr raus aus den Rat-
häusern, aus Schulen und Ar-
gen, heißt es daher bei
Protesten.

Ja, raus aus den Arbeitsagen-
turen � denn dort wird den jun-
gen Langzeitarbeitslosen
massiv � oft mit Feldjägerun-
terstützung � nahegelegt, in die
Armee zu kommen. Gefordert
werden muss ferner: �Endgülti-
ge Beseitigung der Pläne für
den Abschuss von Zivilflugzeu-
gen, die unter �Terrorverdacht�
stehen� und �Auflösung der in-
tegrierten Polizei-, Geheim-
dienst- und Militärbehörden wie
das �Gemeinsame Terrorab-
wehrzentrum� in Berlin. Erst-
mals seit 1945 sind wieder
Heer, Geheimdienste und Poli-
zei zusammengefasst.

Die zivil-militärische Zusam-
menarbeit ist gegen das Streik-
recht gerichtet. Das Schweigen
der Gewerkschaften ist sehr
beunruhigend:
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Es gilt, die Kampfbedingungen
der Gewerkschaften zu vertei-
digen: Denn zumindest im öf-
fentlichen Dienst steht
Streikbruch mittels Bundeswehr
auf der Tagesordnung. So die
Antwort der Bundesregierung
an DIE LINKE im Bundestag
vom 28.8.09.

Ferner: Wir müssen die Ju-
gendrechte schützen. In Schu-
len findet nun eine neue Art
Wehrkunde und Militärwerbung
statt.

Vor allem fordern wir: Ab-
schaffung der Wehrpflicht. Ja,
es geht um die Wiederherstel-
lung des Grundgesetzes in sei-
ner Fassung von 1949.

Ich möchte schließen mit einem
Zitat aus einem Beschluss der
VVN-BdA (Bundeskongress der
VVN-BdA, 25.05.08)

Für die Wiederherstellung
des antifaschistischen und
antimilitaristischen Konsen-
ses
Wir engagieren uns für eine
friedliche Welt. Das bedeutet
die Absage an alle Versuche,
Konflikte militärisch zu lösen.
Es bedeutet das Nein zur aktu-
ellen Entwicklung neuer, kost-
spieliger Waffensysteme und
zum Export von Waffen in alle
Welt. Ein dauerhafter Frieden
ist vor allem ohne das Völker-
recht als Grundlage nicht zu er-
reichen.

Dabei ist die Einhaltung der
Charta der Vereinten Nationen
unverzichtbar.

Der Einstieg der deutschen Po-
litik in Kriegshandlungen wurde
damit begründet, man müsse
Krieg führen, um ein Auschwitz
nicht wieder zuzulassen. Es gilt
jedoch: Auschwitz wurde erst
durch Krieg möglich. Die Ver-
pflichtung "Nie wieder Krieg -
nie wieder Faschismus" mit ih-
ren beiden Seiten ist wieder-
herzustellen.

Das Völkerrecht verbietet, ent-
sprechend der UNO-Charta Ar-
tikel 53 und 107, Deutschland
das Kriegführen. Das Grundge-
setz mit seinem Verbot der
Vorbereitung und Führung von

Angriffskriegen (Artikel 26) und
das Völkerrecht sind zu vertei-
digen und anzuwenden.

Von diesen Prinzipien gehen
wir aus, wenn wir uns in die
Aktionen der Friedenbewegung
einbringen.

Vor allem in drei Bereichen
gefährdet die Politik der Bun-
desregierung eine friedliche
Entwicklung unseres Landes:
Es sind die Auslandseinsätze
der Bundeswehr, das Festhal-
ten an der Teilhabe Deutsch-
lands an Atomwaffen im
Rahmen der NATO und die in-
nerstaatliche Aufrüstung und
Militarisierung.

1. Frieden für Afghanistan -
Bundeswehr-Einsatz been-
den!

Trotz aller gegenteiligen Beteu-
erungen dient der Einsatz der
Soldaten dort nicht einer friedli-
chen Entwicklung des Landes.
Die Anwesenheit und der Ein-
satz der Militärs aus den USA
und den NATO-Staaten führt
zur Verschärfung des Konflik-
tes, drängt immer mehr Afgha-
nen in die Aufstandsbewegung
und macht die zivilen Helferin-
nen und Helfer in den Augen
der Bevölkerung zu Kombat-
tanten, zu Kriegsbeteiligten. Wir
setzen uns ein für eine friedli-
che Entwicklung des Landes,
die Verhandlungen zwischen
allen Konfliktparteien, die deut-
liche Steigerung der Entwick-
lungshilfe und die Stärkung der
Eigenständigkeit und der de-
mokratischen Strukturen des
Landes beinhaltet.

2. Atomwaffen abschaffen -
Deutschland atomwaffen-
frei!

Die Atomwaffen stellen die
größte Gefahr für das Überle-
ben der Menschheit dar. 27.000
Atomwaffen existieren weltweit,
3.500 davon sind ständig in A-
larmbereitschaft. Diese Syste-
me werden laufend
modernisiert, neue Waffen ent-
wickelt. Die Weigerung der A-
tommächte, entsprechend den
Bestimmungen des Atomwaf-
fensperrvertrages ihre Arsenale

abzurüsten, ermutigt immer
neue Länder, ebenfalls Atom-
waffen zu bauen. Auch in
Deutschland lagern US-
Atomwaffen, üben Bundes-
wehrpiloten den Einsatz dieser
Waffen.

3. Gegen die innerstaatliche
Militarisierung (�)

Der verfassungswidrige Bun-
deswehreinsatz in Heiligen-
damm 2007 stellte einen
weiteren Schritt zur inneren Mi-
litarisierung dar. Mit der ge-
schürten Anti-Terror-Hysterie
werden an breiter Front in ei-
nem nie da-gewesenen Maße
demokratische Grundrechte
ausgehöhlt.
Statt Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit - auch unter
dem Deckmantel des Kampfes
gegen den Terrorismus - ver-
teidigen wir die Demokratie und
die Menschenrechte. Gegen
die Militarisierung ist die Forde-
rung nach Abschaffung der
Wehrpflicht zu setzen, und jede
neue Form von Zwangsdiens-
ten ("Zivildienst durch alle") á la
CSU ist entschieden zurückzu-
weisen.� (�)

Ullrich Sander
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Grußschreiben
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Josef Angenfort
(Geboren am
9 Januar 1924
in Düsseldorf.
Verstorben am
13. März 2010 in
Düsseldorf)

Aus einer katholischen
Arbeiterfamil ie entstam-
mend wird er wie unzähl i -
ge andere in die
�Großdeutsche Wehr-
macht� gepresst. In der
Kriegsgefangenschaft ab
1943 engagiert er sich im
�Nationalkomitee Freies
Deutschland�.

Nach seiner Rückkehr
aus der Sowjetunion 1949
ist er beim Aufbau der
Freien Deutschen Jugend
dabei, die aber bereits
1951 von Adenauer we-
gen ihres antimil itaristi -
schen und antifasch-
istischen Engagements
verboten wird. Die FDJ
war das wesentl iche Hin-
dernis zur Remil i tarisie-
rung der Westzonen. Sie
war auch der schärfste
Opponent gegen das erste
Kabinett Adenauer, in dem
mehr Nazis ihren Platz
hatten als in Hitlers erstem
Kabinett.

Die FDJ wurde 1951 ver-
boten und Angenfort unter
Bruch der Immunität als
Abgeordneter der KPD im
Landtag von Nordrhein-
Westfalen im März 1953
verhaf tet und zu fünf Jah-
ren plus einem Zuschlag
von sechs Monaten verur-
tei l t, weil  der �Angeklagte�
sich �uneinsichtig� zeigte.
Die Süddeutsche Zeitung
schrieb am 3. März 1954:
�Die Anklagepunkte: ers-
tens Agitation gegen die
�Remili tarisierung � �.und
�.Werbung für die Wie-
dervereinigung Deutsch-
lands�stehen auf
schwachen Füßen�. Trotz-
dem: fünf Jahre Zuchthaus
wegen Einsatz für die Ein-

heit Deutschlands und ge-
gen die Wiederaufrüstung.

An Tuberkulose im Zucht-
haus Münster erkrankt,
wird er 1957 auf  Bewäh-
rung entlassen, aber 1962
erneut verhaf tet. Angenfort
entzieht sich dieser er-
neuten Haft durch eine
spektakuläre Flucht in die
DDR.

Ende 1968 Rückkehr in die
Bundesrepublik. Wiederum
Haft im Zuchthaus Rem-
scheid-Lüttringhausen. E i -
ne Begnadigung durch den
damaligen Bundespräsi -
denten Lübke lehnt An-
genfort wegen dessen NS-
Vergangenheit ab, zumal
er eine kriminelle �Schuld�
wegen seines Engage-
ments gegen die Wieder-
aufrüstung und für die
Einheit Deutschlands nicht
einzusehen vermag. Im
Apri l  1969 wird er ohne
seine Zustimmung �begna-
digt� und kommt f rei.

Nach seiner Tätigkeit als
Mitgl ied des Präsidiums

der DKP, Leiter der Abtei-
lungen für Bundes-, Lan-
des- und Kommunalpoli t ik
wird Josef  Angenfort ab
1988 zum Landesvorsit-
zenden der Vereinigung
der Verfolgten des Nazire-
gimes � Bund der Antifa-
schistinnen und
Antifaschisten � VVN-BdA
NRW gewählt. Er wird Mi t-
gl ied des Bundesaus-
schusses der VVN-BdA. Ab
2002 Landessprecher der
VVN-BdA NRW. Ab 2008
Ehrenvorsitzender der
VVN-BdA NRW.

Am 13. März 2010 starb
der letzte noch lebende
Abgeordnete des ersten
Düsseldorfer Landtags
nach 1945 im Alter von 86
Jahren

Mit �Jupp�, so nannten ihn
seine engsten Mitstreite-
rinnen, Mitstreiter und
Freundinnen, Freunde ver-
l iert die antifaschistische
Organisation VVN-BdA ei-
nen ihrer besten und er-
fahrendsten Kameraden.
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